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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag	 I N H A LT � Seite

Verordnung des Kultusministeriums zur 
Änderung der Rahmenvorgabenverordnung 

Lehramtsstudiengänge

Vom 23. August 2021

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 35 Absatz 3 Nummer 6 des Schulgesetzes für Baden-
Württemberg in der Fassung vom 1. August 1983 
(GBl S. 397), das zuletzt durch Gesetz vom 17. De-
zember 2020 (GBl. S. 1233) geändert worden ist,

2.	§ 15 Absatz 4 des Landesbeamtengesetzes vom 9. No-
vember 2010 (GBl. S. 793, 794), das zuletzt durch  
Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Oktober 2020 (GBl. 
S. 914, 921) geändert worden ist, 

3.	§ 34 Absatz 5 des Landeshochschulgesetzes vom  
1. Januar 2005 (GBl. S. 1), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1204) 
geändert worden ist, im Einvernehmen mit dem Wis-
senschaftsministerium:

Artikel 1 

Die Rahmenvorgabenverordnung Lehramtsstudien-
gänge vom 27. April 2015 (GBl. S. 417), die zuletzt 

durch Artikel 6 der Verordnung vom 2. September 2020 
(GBl. S. 701, 707) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	§ 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort »Lehr-
kräfte« die Wörter »oder von den zuständigen Be-
hörden anderer Länder« eingefügt.

b)	 In Absatz 7 Satz 4 wird das Wort »Gymnasien« 
durch das Wort »Gymnasium« ersetzt.

2.	In § 4 Absatz 5, § 5 Absatz 4 und § 7 Absatz 4 wird 
jeweils nach Satz 1 der folgende Satz eingefügt:

	 »Für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst im Fach 
Islamische Religionslehre ist die Zugehörigkeit zum 
Islam sunnitischer Prägung Voraussetzung.«

3.	§ 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 11 wird folgender Absatz 12 einge-
fügt:

	 »(12) Der Integrierte Studiengang für das Lehramt 
Sekundarstufe I wird an der Pädagogischen Hoch-
schule Freiburg und der Université Côte d'Azur in 
Nizza auf der Basis des deutsch-französischen Ko-
operationsvertrags in der jeweils geltenden Fas-
sung studiert.«

b)	 Der bisherige Absatz 12 wird Absatz 13.
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das zuletzt durch Gesetz vom 17. Dezember 2020 (GBl. 
S. 1233) geändert worden ist, wird verordnet:

Artikel 1

Verordnung des Kultusministeriums über  
die Beruflichen Gymnasien (Ausbildungs- und  

Prüfungsordnung Berufliche Gymnasien – BGVO)

INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1: Allgemeines

§   1	 Geltungsbereich

§   2	 Gliederung des Beruflichen Gymnasiums 

Abschnitt 2: Aufnahme in das Berufliche Gymnasium

§   3	 Aufnahme in ein Berufliches Gymnasium der  
dreijährigen Aufbauform

§   4	 Aufnahmeantrag

§   5	 Auswahlverfahren im Beruflichen Gymnasium der  
dreijährigen Aufbauform

§   6	 Aufnahme in ein Berufliches Gymnasium der  
sechsjährigen Aufbauform

Abschnitt 3: Einführungsphase und Mittelstufe

§   7	 Bildungsplan, Stundentafeln, Wahlpflichtfach

§   8	 Maßgebende Fächer, Kernfächer 

Abschnitt 4: Versetzung im Beruflichen Gymnasium

§   9	 Versetzungsanforderungen

§ 10	 Aussetzung der Versetzungsentscheidung 

§ 11	 Wiederholung, Entlassung

§ 12	 Wiederaufnahme in ein Berufliches Gymnasium  
gleicher Richtung

Abschnitt 5: Qualifikationsphase	

Unterabschnitt 1: Allgemeine Regelungen

§ 13	 Struktur und Organisation 

§ 14	 Beratung, Tutoren

§ 15	 Notengebung und Punktesystem

§ 16	 Klassenarbeiten und gleichwertige Feststellungen von Leistungen

§ 17	 Zeugnisse

Unterabschnitt 2: Kurssystem

§ 18	 Unterrichtsangebot, Aufgabenfelder

§ 19	 Besondere Lernleistung

§ 20	 Kursangebot

§ 21	 Allgemeine Regelungen zur Kurswahl

§ 22	 Kurswahl in Religionslehre

§ 23	 Belegungspflicht

§ 24	 Kurswahl

Unterabschnitt 3: Gesamtqualifikation und ordentliche Abiturprüfung

§ 25	 Allgemeines

§ 26	 Gesamtqualifikation

§ 27	 Teile der Abiturprüfung

§ 28	 Ort und Termine der Abiturprüfung

§ 29	 Prüfungsausschuss, Fachausschüsse 

4.	§ 6 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 8 werden nach Satz 1 folgende Sätze ein-
gefügt:

	 »Entsprechendes gilt für die Ausbildung im Vor
bereitungsdienst im Fach Jüdische Religionslehre. 
Für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst im 
Fach Islamische Religionslehre ist die Zugehörig-
keit zum Islam sunnitischer Prägung Voraus
setzung.« 

b)	 In Absatz 12 Satz 4, 12 und 16, Absatz 13 Satz 1, 
Absatz 14 Satz 1 und 5 sowie Absatz 15 Satz 3 wird 
jeweils das Wort »Gymnasien« durch das Wort 
»Gymnasium« ersetzt. 

5.	§ 9 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	 »(2) Auf Studierende, die ihr Studium vor dem 1. Au-
gust 2015 aufgenommen haben, finden

1.	 die Grundschullehramtsprüfungsordnung I vom 20. 
Mai 2011 (GBl. S. 229, ber. S. 394),

2.	 die Werkreal-, Haupt- und Realschullehramtsprü-
fungsordnung I vom 20. Mai 2011 (GBl. S. 271, ber. 
S. 394) und

3.	 die Sonderpädagogiklehramtsprüfungsordnung I 
vom 20. Mai 2011 (GBl. S. 316)

	 in der am 31. Juli 2015 jeweils geltenden Fassung 
noch bis 31. Juli 2022 Anwendung. Die Gymnasial-
lehrerprüfungsordnung I vom 31. Juli 2009 (GBl. 
S. 373) in der am 31. Juli 2015 geltenden Fassung fin-
det auf Studierende, die ihr Studium vor dem 1. Au-
gust 2015 aufgenommen haben, noch bis 31. Juli 
2024, bei Fächerkombinationen mit Bildender Kunst 
oder Musik noch bis 31. Juli 2025 Anwendung.«

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 23. August 2021� Schopper

Verordnung des Kultusministeriums  
über die Beruflichen Gymnasien,  

über den Erwerb der Fachhochschulreife  
an den öffentlichen Berufsfachschulen für 
Pflege und zur Änderung schulrechtlicher 

Vorschriften beruflicher Schulen

Vom 27. August 2021

Auf Grund von § 8 Absatz 5 Nummer 6, § 35 Absatz 3 
und § 89 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 1 bis 5, 7 und 9 
sowie Absatz 3 des Schulgesetzes für Baden-Württem-
berg in der Fassung vom 1. August 1983 (GBl. S. 397), 
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§ 2

Gliederung des Beruflichen Gymnasiums

(1) Das Berufliche Gymnasium der dreijährigen Aufbau-
form umfasst die Eingangsklasse als Einführungsphase 
sowie die Jahrgangsstufen 1 und 2 als Qualifikations-
phase. 

(2) Das Berufliche Gymnasium der sechsjährigen Auf-
bauform umfasst die Klassen 8 bis 11 sowie die Jahr-
gangsstufen 1 und 2. Die Klasse 11 entspricht hierbei der 
Einführungsphase des Beruflichen Gymnasiums der 
dreijährigen Aufbauform.

A B S C H N I T T  2

Aufnahme in das Berufliche Gymnasium

§ 3

Aufnahme in ein Berufliches Gymnasium  
der dreijährigen Aufbauform

(1) Voraussetzung für die Aufnahme in die Eingangs-
klasse der Beruflichen Gymnasien der dreijährigen Auf-
bauform aller Richtungen ist

1.	der Realschulabschluss, der Werkrealschulabschluss 
oder die Fachschulreife, wobei ein Durchschnitt von 
mindestens 3,0 aus den Noten der Fächer Deutsch, 
Mathematik sowie der ersten Pflichtfremdsprache 
(Englisch oder Französisch) und in jedem dieser Fä-
cher mindestens die Note »ausreichend« erreicht sein 
muss, oder

2.	das Versetzungszeugnis eines Gymnasiums am Ende 
der Klasse 9 bei achtjährigem Bildungsgang oder am 
Ende der Klasse 10 oder

3.	das Versetzungszeugnis einer Gemeinschaftsschule 
am Ende der Klasse 10 in entsprechender Anwendung 
der Versetzungsordnung Gymnasien.

(2) Weist das Zeugnis nach Absatz 1 Nummer 1 keine 
Note für die weiterzuführende erste Pflichtfremdsprache 
aus, wird für den Abschluss jedoch eine Note für eine 
Fremdsprache ausgewiesen, durch die die Aufnahmevor-
aussetzungen erfüllt sind, muss sich die Bewerberin oder 
der Bewerber in der Pflichtfremdsprache einer schriftli-
chen und mündlichen Leistungsfeststellung unterziehen 
und mindestens »ausreichende« Leistungen nachweisen. 
Die Leistungsfeststellung wird von einer von der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter beauftragten Fachlehrkraft 
vorgenommen; die schriftlichen und mündlichen Leis-
tungen zählen je einfach.

(3) Bei Aussiedlerinnen und Aussiedlern gemäß § 1 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Bundesvertriebenengesetzes vom 
10. August 2007 (BGBl. I 2007, 1902) in der jeweils gel-
tenden Fassung, kann die obere Schulaufsichtsbehörde in 
besonders begründeten Fällen auf die Leistungsfeststel-
lung nach Absatz 2 verzichten und zulassen, dass die für 

§ 30	 Fächer der Abiturprüfung

§ 31	 Zulassung zur schriftlichen Prüfung

§ 32	 Durchführung der schriftlichen Prüfung

§ 33	 Kommunikationsprüfung

§ 34	 Zulassung zur mündlichen Prüfung

§ 35	 Durchführung der mündlichen Prüfung

§ 36	 Ergebnis der Abiturprüfung

§ 37	 Feststellung der Gesamtqualifikation,  
Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife

§ 38	 Nichtteilnahme, Rücktritt

§ 39	 Täuschungshandlungen, Ordnungsverstöße

Unterabschnitt 4: Wiederholung, Entlassung

§ 40	 Voraussetzungen für die Wiederholung

§ 41	 Kurswahl bei Wiederholung

§ 42	 Entlassung

Abschnitt 6: Abiturprüfung für Schulfremde

§ 43	 Teilnehmerinnen und Teilnehmer

§ 44	 Termin der Prüfung

§ 45	 Form der Prüfung, Prüfungsfächer

§ 46	 Meldung zur Prüfung

§ 47	 Voraussetzungen für die Zulassung

§ 48	 Entscheidung über die Zulassung

§ 49	 Durchführung der Prüfung

§ 50	 Ergebnis der Prüfung, Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife

Abschnitt 7: Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 51	 Übergangsregelung

Anlagen 1–10	

A B S C H N I T T  1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt

1.	für die Beruflichen Gymnasien der dreijährigen Auf-
bauform des lebens- und humanwissenschaftlichen 
Profils mit der agrarwissenschaftlichen Richtung (AG), 
der biotechnologischen Richtung (BTG), der ernäh-
rungswissenschaftlichen Richtung (EG) und der sozial- 
und gesundheitswissenschaftlichen Richtung (SGG), 
des technischen Profils mit der technischen Richtung 
(TG) und des wirtschaftswissenschaftlichen Profils mit 
der wirtschaftswissenschaftlichen Richtung (WG),

2.	für die Beruflichen Gymnasien der sechsjährigen Auf-
bauform des lebens- und humanwissenschaftlichen 
Profils mit der ernährungswissenschaftlichen Richtung 
und der sozial- und gesundheitswissenschaftlichen 
Richtung, des technischen Profils mit der technischen 
Richtung und des wirtschaftswissenschaftlichen Pro-
fils mit der wirtschaftswissenschaftlichen Richtung.
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sene Frist setzen, innerhalb derer die Bewerberin oder 
der Bewerber erklären muss, ob die zugesagte Aufnahme 
angenommen wird.

§ 5

Auswahlverfahren im Beruflichen Gymnasium  
der dreijährigen Aufbauform

(1) Ein Auswahlverfahren ist zur Aufnahme in das drei-
jährige Berufliche Gymnasium nur durchzuführen, wenn

1.	bei voller Ausschöpfung der vorhandenen personellen, 
räumlichen und sächlichen Gegebenheiten sowie

2.	bei Abstimmung der Aufnahmefähigkeit benachbarter 
Schulen und entsprechender Zuweisung der Bewer
berinnen und Bewerber gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2, 
§ 88 Absatz 4 Satz 2 des Schulgesetzes für Baden-
Württemberg (SchG)

nicht alle Bewerberinnen und Bewerber, welche die Auf-
nahmevoraussetzungen erfüllen, in das gewünschte Be-
rufliche Gymnasium aufgenommen werden können.

(2) Im Auswahlverfahren sind die Plätze nach folgenden 
Quoten zu vergeben:

1.	95 Prozent nach der in Absatz 3 festgelegten Rang-
folge,

2.	5 Prozent für außergewöhnliche Härtefälle gemäß Ab-
satz 4.

Bleiben im Rahmen der Auswahl nach Nummer 2 Plätze 
frei, sind diese nach der in Absatz 3 festgelegten Rang-
folge zu vergeben.

(3) Bei der Vergabe der Plätze im Auswahlverfahren 
nach Absatz 1 werden aufgenommen:

1.	Bewerberinnen und Bewerber

a)	 mit Realschulabschluss, Werkrealschulabschluss 
sowie mit Fachschulreife oder 

b)	 mit Versetzungszeugnis einer Gemeinschaftsschule 
am Ende der Klasse 10 auf Niveau E nach den An-
forderungen der Versetzungsordnung Gymnasien, 
die keinen Unterricht in der zweiten Fremdsprache 
im Wahlpflichtbereich in mindestens vier aufeinan-
derfolgenden Schuljahren besucht haben,

	 bis 85 Prozent der Plätze besetzt sind,

2.	Bewerberinnen und Bewerber mit Versetzungszeugnis 

a)	 eines Gymnasiums in die Klasse 10 oder die Jahr-
gangsstufe 11 eines Gymnasiums des achtjährigen 
Bildungsgangs, 

b)	 in die Klasse 11 eines Gymnasiums des neunjähri-
gen Bildungsgangs oder 

c)	 einer Gemeinschaftsschule am Ende der Klasse 10 
auf Niveau E nach den Anforderungen der Verset-
zungsordnung Gymnasien, die Unterricht in der 
zweiten Fremdsprache im Wahlpflichtbereich in 
mindestens vier aufeinanderfolgenden Schuljahren 
besucht haben, 

	 bis 15 Prozent der Plätze besetzt sind.

den mittleren Bildungsabschluss maßgebliche Fremd-
sprache am Beruflichen Gymnasium als Pflichtfremd-
sprache weitergeführt wird; sie trifft die nach Lage des 
Einzelfalles erforderliche Regelung für Unterricht und 
Leistungsfeststellung in der Oberstufe sowie für die 
Feststellung der Gesamtqualifikation, wobei mindestens 
der Besuch des Unterrichts in einer in der Eingangs-
klasse beginnenden Fremdsprache sicherzustellen ist.

(4) Eine Aufnahme ist möglich, wenn die Schülerin oder 
der Schüler bei Schuljahresbeginn der Eingangsklasse 
das 19. Lebensjahr oder bei Nachweis einer abgeschlos-
senen Berufsausbildung das 22. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. Beim Vorliegen besonderer Umstände 
kann die Schulleiterin oder der Schulleiter eine Aus-
nahme von Satz 1 zulassen.

(5) Bewerberinnen und Bewerber, die ein Gymnasium 
oder eine Gemeinschaftsschule in der Oberstufe auf 
Grund dieser Verordnung oder der für die Jahrgangsstu-
fen der Qualifikationsphase gemäß § 12 Absatz 1 gelten-
den Bestimmungen verlassen mussten oder freiwillig ver-
lassen haben und nicht mehr wiederholen dürfen, können 
nicht aufgenommen werden. Nach Eintritt in die Jahr-
gangsstufe 1 an einem allgemein bildenden Gymnasium 
oder an einer Gemeinschaftsschule ist die Aufnahme in 
ein Berufliches Gymnasium nicht mehr möglich.

§ 4

Aufnahmeantrag

(1) Der Aufnahmeantrag ist an das Berufliche Gymna-
sium zu richten, welches die Bewerberin oder der Be-
werber besuchen möchte. Der Termin, zu dem der Antrag 
bei der Schule eingegangen sein muss, wird, soweit er 
nicht vom Kultusministerium festgelegt wurde, von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter bestimmt und auf ge-
eignete Weise bekannt gegeben. Dem Aufnahmeantrag 
sind beizufügen:

1.	ein Lebenslauf in tabellarischer Form mit Angaben 
über den bisherigen Bildungsweg,

2.	eine beglaubigte Abschrift des Zeugnisses, das die 
Voraussetzung für die Aufnahme nachweist; sofern 
das Zeugnis zum Anmeldetermin noch nicht vorliegt, 
ist die Abschrift unverzüglich nachzureichen und dem 
Aufnahmeantrag einstweilen eine beglaubigte Ab-
schrift des letzten Schulzeugnisses beizufügen, und

3.	eine Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers 
darüber, ob und gegebenenfalls mit welchem Ergebnis 
sie oder er bereits an einem Aufnahmeverfahren für 
das Berufliche Gymnasium teilgenommen oder ein 
Gymnasium besucht und an welche Schule die Bewer-
berin oder der Bewerber ebenfalls einen Aufnahmean-
trag gerichtet hat.

(2) Über den Aufnahmeantrag entscheidet die Schulleite-
rin oder der Schulleiter. Das Kultusministerium oder die 
Schulleiterin bzw. der Schulleiter kann eine angemes-
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oder ihm beauftragte Lehrkräfte angehören; für die Tä-
tigkeit und Beschlussfähigkeit des Auswahlausschusses 
ist § 29 sinngemäß anzuwenden.

(5) Bewerberinnen und Bewerber, deren Aufnahmean-
trag nach dem bestimmten Termin eingegangen ist, kön-
nen im Auswahlverfahren erst berücksichtigt werden, 
wenn alle rechtzeitig eingegangenen Aufnahmeanträge 
beschieden oder zurückgenommen worden sind.

§ 6

Aufnahme in ein Berufliches Gymnasium  
der sechsjährigen Aufbauform

(1) Für die Aufnahme in ein Berufliches Gymnasium der 
sechsjährigen Aufbauform gilt die Aufnahmeordnung für 
das allgemein bildende dreijährige Aufbaugymnasium 
und für die allgemein bildenden und beruflichen sechs- 
und siebenjährigen Aufbaugymnasien vom 6. September 
2005 (GBl. S. 612), die zuletzt durch Artikel 2 der Ver-
ordnung vom 18. Juni 2020 (GBl. S. 577, 578) geändert 
wurde, in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Anmeldeschluss ist der erste Schultag nach den 
Pfingstferien.

(3) Freiwerdende Plätze in den Klassen 11 der sechsjäh-
rigen Aufbauform werden entsprechend §§ 3 bis 5 ver
geben.

A B S C H N I T T  3

Einführungsphase und Mittelstufe

§ 7

Bildungsplan, Stundentafeln, Wahlpflichtfach

(1) Der Unterricht richtet sich nach den vom Kultus
ministerium erlassenen Bildungsplänen sowie nach den 
Stundentafeln in den Anlagen 1 bis 8. Für die Beruflichen 
Gymnasien der sechsjährigen Aufbauform gilt für die 
Klassen 8 bis 10 die Stundentafel gemäß Anlage 8. Für 
die Eingangsklasse der dreijährigen Aufbauform sowie 
für die Klasse 11 der sechsjährigen Aufbauform gilt die 
Stundentafel gemäß Anlage 1. Für die Jahrgangsstufen 
gelten die Stundentafeln in den Anlagen 2 bis 7. Zusätz-
lich können Arbeitsgemeinschaften angeboten werden.

(2) In der sechsjährigen Aufbauform wird in den Klas-
sen 8 bis 10 die zweite Pflichtfremdsprache als neu be-
ginnende (N) oder fortgeführte (F) Pflichtfremdsprache 
angeboten. Bei Schülerinnen und Schülern, die bereits 
Vorkenntnisse in einer zweiten Fremdsprache haben und 
die Fremdsprache beibehalten wollen, entscheiden die 
Eltern, auf welchem Niveau der Unterricht besucht wird. 
Die Bewerberinnen und Bewerber nehmen zuvor an ei-
nem Fremdsprachentest auf dem Niveau A1 des Gemein-
samen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen teil. 
Auf Grundlage der Ergebnisse des Fremdsprachentests 

Die von einer Bewerbergruppe nicht beanspruchten 
Plätze stehen für die andere Bewerbergruppe zur Ver
fügung. Die für die Vergabe nach Eignung und Leistung 
innerhalb der Bewerbergruppe nach Satz 1 Nummer 1 
zur Verfügung stehenden Plätze werden entsprechend 
dem jeweiligen Bewerberanteil verteilt auf die Gruppe 
der Bewerberinnen und Bewerber

1.	mit Realschulabschluss,

2.	mit Werkrealschulabschluss,

3.	mit Fachschulreife oder

4.	mit Versetzungszeugnis einer Gemeinschaftsschule 
nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b.

Die für die Vergabe nach Eignung und Leistung inner-
halb der Bewerbergruppe nach Satz 1 Nummer 2 zur 
Verfügung stehenden Plätze werden entsprechend dem 
jeweiligen Bewerberanteil verteilt auf die Gruppe der 
Bewerberinnen und Bewerber

1.	mit dem Versetzungszeugnis eines Gymnasiums nach 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b sowie

2.	mit einem Versetzungszeugnis einer Gemeinschafts-
schule nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c.

Die Rangfolge innerhalb der Bewerbergruppen nach 
Satz 3 und 4 bestimmt sich nach dem auf eine Dezimale 
ohne Rundung errechneten Durchschnitt aus den Noten 
des Zeugnisses nach § 3 Absatz 1 oder der Leistungsfest-
stellung nach § 3 Absatz 2 in den Fächern Deutsch, Ma-
thematik und der am aufnehmenden Gymnasium weiter-
zuführenden Pflichtfremdsprache. Bei gleicher Rang-
folge ist der auf eine Dezimale ohne Rundung errechne-
ten Durchschnitt aus den Noten in allen Fächern mit 
Ausnahme der Arbeitsgemeinschaften entscheidend. Bei 
Bewerberinnen und Bewerbern, die am allgemein bil-
denden Gymnasium des achtjährigen Bildungsgangs am 
Ende der Klasse 10 versetzt wurden, wird das Zeugnis 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 zu Grunde gelegt, das die 
Bewerberin oder der Bewerber im Auswahlverfahren 
vorlegt.

(4) Ein außergewöhnlicher Härtefall im Auswahlverfah-
ren liegt vor, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber 
nach Absatz 2 Nummer 1 nicht ausgewählt worden ist 
und die Nichtaufnahme für sie oder ihn mit Nachteilen 
verbunden wäre, die bei Anlegung eines strengen Maß-
stabes über das Maß der mit der Nichtaufnahme übli-
cherweise verbundenen Nachteile erheblich hinaus
gehen. Für die Berücksichtigung als außergewöhnlicher 
Härtefall kommen insbesondere familiäre oder soziale 
Umstände oder andere von der Bewerberin oder vom Be-
werber nicht zu vertretende Gründe, welche die Auf-
nahme der Ausbildung verzögert haben, in Betracht. 
Über das Vorliegen eines außergewöhnlichen Härtefalles 
und die sich nach dem Grad der Härte ergebende Rang-
folge der Bewerberinnen und Bewerber entscheidet ein 
Auswahlausschuss, dem die Schulleiterin oder der 
Schulleiter als vorsitzendes Mitglied und vier von ihr 
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(2) Kernfächer unter den maßgebenden Fächern sind

1.	in der Eingangsklasse der dreijährigen Aufbauform 
sowie in Klasse 11 der sechsjährigen Aufbauform 
Deutsch, die Pflichtfremdsprache und Mathematik so-
wie die folgenden berufsbezogenen Schwerpunktfä-
cher 

a)	 lebens- und humanwissenschaftliches Profil: in der 
agrarwissenschaftlichen Richtung das Fach Agrar-
biologie, in der biotechnologischen Richtung das 
Fach Biotechnologie, in der ernährungswissen-
schaftlichen Richtung das Fach Ernährung und 
Chemie, in der sozial- und gesundheitswissen-
schaftlichen Richtung im Schwerpunkt Soziales 
das Fach Pädagogik und Psychologie und in der 
sozial- und gesundheitswissenschaftlichen Rich-
tung im Schwerpunkt Gesundheit das Fach Ge-
sundheit und Biologie,

b)	 technisches Profil: im Schwerpunkt Mechatronik 
das Fach Mechatronik, im Schwerpunkt Gestal-
tungs- und Medientechnik das Fach Gestaltungs- 
und Medientechnik, im Schwerpunkt Informations-
technik das Fach Informationstechnik, im Schwer-
punkt Technik und Management das Fach Technik 
und Management, im Schwerpunkt Umwelttechnik 
das Fach Umwelttechnik und

c)	 wirtschaftswissenschaftliches Profil: im Schwer-
punkt Wirtschaft das Fach Volks- und Betriebswirt-
schaftslehre, im Schwerpunkt Internationale Wirt-
schaft das Fach Internationale Volks- und Betriebs-
wirtschaftslehre, im Schwerpunkt Finanzmanage-
ment das Fach Volks- und Betriebswirtschaftslehre 
mit Schwerpunkt Finanzen. 

2.	in den Klassen 8 bis 10 der sechsjährigen Aufbauform 
Deutsch, die Pflichtfremdsprachen, Mathematik sowie 
die folgenden berufsbezogenen Schwerpunktfächer:

a)	 lebens- und humanwissenschaftliches Profil: Er-
nährung, Soziales und Gesundheit,

b)	 technisches Profil: Technik und

c)	 wirtschaftswissenschaftliches Profil: Volks- und 
Betriebswirtschaftslehre.

A B S C H N I T T  4

Versetzung im Beruflichen Gymnasium

§ 9

Versetzungsanforderungen

(1) In die nächsthöhere Klasse und in die Jahrgangs- 
stufe 1 der Qualifikationsphase wird nur versetzt, wer 
auf Grund der Leistungen in den für die Versetzung maß-
gebenden Fächern gemäß § 8 den Anforderungen im lau-
fenden Schuljahr im Ganzen entsprochen hat und des-
halb erwarten lässt, den Anforderungen der nächsthöhe-
ren Klasse oder Jahrgangsstufe zu genügen.

führt die Schule außerdem ein Beratungsgespräch mit 
den Eltern. Die besuchte fortgeführte Fremdsprache 
kann nach Abschluss der Klasse 10 abgewählt werden. 
Eine ab Klasse 8 neu begonnene Fremdsprache kann 
nach Abschluss der Klasse 11 abgewählt werden. Der 
Besuch dieser Fremdsprache in Klasse 11 zählt als Wahl-
pflichtfach im Sinne von Absatz 3.

(3) Die Schülerinnen und Schüler wählen vor Eintritt in 
die Eingangsklasse der dreijährigen Aufbauform bezie-
hungsweise vor Eintritt in die Klasse 11 der sechsjähri-
gen Aufbauform bis zu einem von der Schule festgeleg-
ten Termin entsprechend dem Unterrichtsangebot der 
Schule ein berufsbezogenes Schwerpunktfach (Profil-
fach) sowie ein Wahlpflichtfach. Wer den zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife erforderlichen Unter-
richt in der zweiten Fremdsprache im Pflicht- oder Wahl-
pflichtbereich nicht bereits in vier aufeinander folgenden 
Schuljahren der Realschule, der Gemeinschaftsschule 
oder des Gymnasiums besucht hat, muss eine in der Ein-
gangsklasse neu beginnende zweite Fremdsprache als 
Wahlpflichtfach wählen.

(4) Schülerinnen und Schüler eines Beruflichen Gymna-
siums der sechsjährigen Aufbauform wählen für den 
Übertritt in die Klasse 11 bis zum 15. Februar des Schul-
jahres, in dem sie die Klasse 10 besuchen, das berufsbe-
zogene Schwerpunktfach, das sie ab Klasse 11 besuchen 
wollen, wenn an der Schule im besuchten Profil mehrere 
berufsbezogene Schwerpunktfächer (Profilfächer) ange-
boten werden. Ein Anspruch auf das Angebot eines be-
stimmten Schwerpunktfachs besteht nicht. 

§ 8

Maßgebende Fächer, Kernfächer

(1) Für die Versetzung sind die Leistungen in den maßge-
benden Fächern entscheidend. Maßgebende Fächer sind

1.	in der Eingangsklasse der dreijährigen Aufbauform 
sowie in der Klasse 11 der sechsjährigen Aufbauform 
das berufsbezogene Schwerpunktfach, alle weiteren 
Pflichtfächer mit Ausnahme von Sport sowie das 
Wahlpflichtfach,

2.	in den Klassen 8 bis 10 der sechsjährigen Aufbauform 
das berufsbezogene Schwerpunktfach und alle weite-
ren Pflichtfächer.

In der Eingangsklasse der dreijährigen Aufbauform und 
der Klasse 11 der sechsjährigen Aufbauform ist das Fach 
Sport zusätzlich als maßgebendes Fach zu berücksichti-
gen, wenn sich diese Note zugunsten der Schülerin oder 
des Schülers auswirkt. Wäre in den Klassen 8 und 9 der 
sechsjährigen Aufbauform eine Versetzung aufgrund der 
Noten in den Fächern Sport, Musik und Bildende Kunst 
nicht möglich, ist von diesen Fächern nur das mit der 
besten Note für die Versetzung maßgebend.
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1.	aus nicht zu vertretenden Umständen die Schule wech-
seln musste oder

2.	wegen Krankheit länger als acht Wochen den Unter-
richt nicht besuchen konnte.

Im Jahreszeugnis ist anstelle der Noten »Versetzung aus-
gesetzt gemäß § 10 Absatz 1 der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung Berufliche Gymnasien« zu vermerken. 
Bis zur endgültigen Entscheidung über die Versetzung 
nimmt die Schülerin oder der Schüler am Unterricht der 
nächsthöheren Klasse teil.

(2) Wer am Ende der Eingangsklasse der dreijährigen 
Aufbauform oder der Klasse 11 der sechsjährigen Auf-
bauform die Voraussetzungen von Absatz 1 erfüllt, kann 
nach Bestehen einer Aufnahmeprüfung in die Jahrgangs-
stufe 1 der Qualifikationsphase des Beruflichen Gymna-
siums gleicher Richtung aufgenommen werden. Für die 
Prüfung gilt § 12 Absatz 3 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass die Prüfung zu Beginn der Jahrgangsstufe 1 
der Qualifikationsphase stattfindet.

§ 11

Wiederholung, Entlassung

(1) Das Berufliche Gymnasium muss verlassen, wer in 
einem Gymnasium nach § 8 Absatz 2 SchG

1.	aus einer Klasse nach Wiederholung dieser Klasse 
wiederum nicht versetzt wird oder

2.	nach Wiederholung einer Klasse auch aus der nach
folgenden Klasse nicht versetzt wird oder

3.	bereits zweimal im Verlauf der Klassenstufen 5 bis 11 
einschließlich der Eingangsklasse der dreijährigen 
Aufbauform eine Klasse wiederholt hat und ein drittes 
Mal nicht versetzt wird.

Der Wechsel von Klasse 10 eines allgemein bildenden 
achtjährigen Gymnasiums in die Eingangsklasse eines 
Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen Aufbauform 
gilt nicht als Wiederholung.

(2) Die Klasse kann ausnahmsweise ein drittes Mal be
suchen, wer

1.	mindestens zwölf Unterrichtswochen beim ersten oder 
zweiten Besuch der Klasse wegen Krankheit den Un-
terricht nicht besuchen konnte,

2.	mindestens zu 80 Prozent schwerbehindert und da-
durch hinsichtlich der schulischen Lern- und Leis-
tungsfähigkeit erheblich beeinträchtigt ist oder

3.	bei der endgültigen Entscheidung gemäß § 10 nicht 
versetzt wurde und deshalb die Klasse wiederholt,

wenn die Klassenkonferenz mit Zweidrittelmehrheit zu 
der Auffassung gelangt, dass die Versetzung nach einem 
weiteren Besuch der Klasse voraussichtlich erfolgen 
kann.

(3) Die freiwillige Wiederholung einer Klasse ist grund-
sätzlich nur zu Beginn eines Schulhalbjahres möglich; 
über Ausnahmen entscheidet die Schulleiterin oder der 

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 liegen vor, wenn 
im Jahreszeugnis

1.	der Durchschnitt aus den Noten aller maßgebenden 
Fächer 4,0 oder besser ist,

2.	der Durchschnitt aus den Noten der Kernfächer 4,0 
oder besser ist,

3.	die Leistungen in keinem Kernfach mit der Note »un-
genügend« bewertet sind und

4.	die Leistungen in nicht mehr als einem maßgebenden 
Fach geringer als mit der Note »ausreichend« bewertet 
sind; sind die Leistungen in zwei maßgebenden Fä-
chern geringer als mit der Note »ausreichend« bewertet, 
so erfolgt eine Versetzung, wenn für beide Fächer ein 
Ausgleich gegeben ist. Ausgeglichen werden können

a)	 die Note »ungenügend« in einem Fach, das nicht 
Kernfach ist, durch die Note »sehr gut« in einem 
anderen maßgebenden Fach oder die Note »gut« in 
zwei anderen maßgebenden Fächern,

b)	 die Note »mangelhaft« in einem Kernfach durch 
mindestens die Note »gut« in einem anderen Kern-
fach und

c)	 die Note »mangelhaft« in einem Fach, das nicht 
Kernfach ist, durch mindestens die Note »gut« in 
einem anderen maßgebenden Fach oder die Note 
»befriedigend« in zwei anderen maßgebenden Fä-
chern.

(3) Ausnahmsweise kann durch Beschluss der Klassen-
konferenz auch bei Nichterfüllung der in den Absätzen 1 
und 2 genannten Voraussetzungen eine Versetzung erfol-
gen, wenn die Klassenkonferenz mit Zweidrittelmehrheit 
zu der Auffassung gelangt, dass die Leistungen nur vorü-
bergehend nicht für die Versetzung ausreichen und nach 
einer Übergangszeit die Anforderungen der nächsthöhe-
ren Klasse oder Jahrgangsstufe voraussichtlich erfüllt 
werden. Diese Bestimmung darf nicht zwei Klassen
stufen hintereinander angewendet werden.

(4) Im Jahreszeugnis sind zu vermerken:

1.	die Versetzung mit »versetzt« und die Nichtversetzung 
mit »nicht versetzt« sowie

2.	die Versetzung nach Absatz 3 mit dem Zusatz »ver-
setzt nach § 9 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung Berufliche Gymnasien«.

§ 10

Aussetzung der Versetzungsentscheidung

(1) Die Klassenkonferenz kann in den Klassen 8 bis 10 
die Entscheidung über die Versetzung längstens bis zum 
Ende des nächsten Schulhalbjahres aussetzen und von 
der Erteilung eines Zeugnisses absehen, wenn hinrei-
chende Entscheidungsgrundlagen fehlen, weil die Leis-
tungen dadurch abgesunken sind, dass die Schülerin oder 
der Schüler im zweiten Schulhalbjahr
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und der Nummer 3, jedoch nur zu Beginn des Schul-
jahres; eine Wiederholung der Jahrgangsstufe 1 der 
Qualifikationsphase ist nur unter den Voraussetzungen 
von § 40 dieser Verordnung in der jeweils geltenden 
Fassung zulässig.

Die Wiederaufnahme in eine bereits gemäß § 11 Absatz 4 
besuchte Klasse gilt als Wiederholung im Sinne von 
§ 11.

(2) Wer das Berufliche Gymnasium gemäß § 11 Absatz 1 
verlassen musste und keine Hauptschule, Werkreal-
schule, Realschule oder Gemeinschaftsschule auf Niveau 
G oder auf Niveau M besucht, kann frühestens nach ei-
nem Jahr und nur nach Bestehen einer Aufnahmeprüfung 
gemäß Absatz 3 wieder in ein Berufliches Gymnasium 
gleicher Richtung und gleichen Schwerpunkts aufge-
nommen werden. Die Aufnahme ist nur zu Beginn des 
Schuljahres und nur in eine höhere als die zuletzt be-
suchte Klasse oder in die Jahrgangsstufe 1 der Qualifika-
tionsphase möglich, jedoch höchstens in die Klasse oder 
Jahrgangsstufe der Qualifikationsphase, die bei regelmä-
ßiger Versetzung erreicht worden wäre.

(3) Die Aufnahmeprüfung richtet sich nach den Anforde-
rungen der Klasse oder Jahrgangsstufe, in die eine Auf-
nahme erfolgen soll, wobei der zu Beginn des jeweiligen 
Schulhalbjahres geforderte Kenntnisstand maßgebend 
ist. Für die Durchführung gilt Folgendes:

1.	Die Prüfung wird von dem Beruflichen Gymnasium 
abgenommen, bei dem die Aufnahme beantragt ist; 
dem Prüfungsausschuss gehören als vorsitzendes Mit-
glied die Schulleiterin oder der Schulleiter oder eine 
beauftragte Lehrkraft und für jedes Prüfungsfach eine 
vom vorsitzenden Mitglied berufene Fachlehrkraft an.

2.	In den Kernfächern wird schriftlich und mündlich ge-
prüft; die Arbeitszeit in der schriftlichen Prüfung be-
trägt in jedem Fach 180 Minuten; in anderen maßge-
benden Fächern kann zusätzlich schriftlich und münd-
lich geprüft werden; die Arbeitszeit in der schriftlichen 
Prüfung der anderen maßgebenden Fächer beträgt in 
jedem Fach 120 Minuten; die schriftlichen Prüfungs-
aufgaben werden vom vorsitzenden Mitglied des Prü-
fungsausschusses auf Grund von Vorschlägen der 
Fachlehrkräfte gestellt.

3.	Der Prüfungsausschuss stellt auf Grund der Prüfungs-
leistungen fest, wer die Aufnahmeprüfung bestanden 
und wer sie nicht bestanden hat, wobei § 9 Absatz 1 
und 2 sinngemäß anzuwenden ist.

Über die Aufnahmeprüfung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen, die von den Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
unterschrieben wird.

Schulleiter. Sie gilt als Wiederholung wegen Nichtver-
setzung der vorangegangenen Klasse, die bereits zuvor 
erfolgreich besucht worden war, mit der Folge, dass die 
am Ende dieser Klasse ausgesprochene Versetzung rück-
wirkend als nicht getroffen gilt. Die freiwillige Wieder-
holung ist im Jahreszeugnis mit »wiederholt freiwillig 
nach § 11 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Berufliche Gymnasien« zu vermerken.

(4) Eine Klasse gilt als besucht, wenn die Schülerin oder 
der Schüler ihr länger als acht Wochen angehörte. Dies 
gilt nicht

1.	für den Besuch der nächsthöheren Klasse, wenn diese 
auf Grund der endgültigen Entscheidung nach § 10 
verlassen werden musste, oder

2.	für den Besuch der Klasse, die bei einer freiwilligen 
Wiederholung während eines Schuljahres verlassen 
wurde.

§ 12

Wiederaufnahme in ein Berufliches Gymnasium  
gleicher Richtung

(1) Wer das Berufliche Gymnasium freiwillig verlassen 
hat und keine Hauptschule, Werkrealschule, Realschule 
oder Gemeinschaftsschule auf Niveau G oder auf Niveau 
M besucht, kann in ein Berufliches Gymnasium gleicher 
Richtung und – sofern Schwerpunkte bestehen – in den-
selben Schwerpunkt wieder aufgenommen werden

1.	in die Klasse, die zuletzt mit Erfolg besucht wurde, 
während des ersten Schulhalbjahres und in den ersten 
acht Unterrichtswochen des zweiten Schulhalbjahres 
ohne Prüfung,

2.	in die Klasse, in die zuletzt eine Aufnahme oder Ver-
setzung erfolgte und die noch nicht mit Erfolg besucht 
wurde,

a)	 während des ersten Schulhalbjahres ohne Prüfung 
oder

b)	 während der ersten acht Unterrichtswochen des 
zweiten Schulhalbjahres nach Bestehen einer Auf-
nahmeprüfung gemäß Absatz 3,

3.	in eine höhere Klasse als in die, in die zuletzt versetzt 
wurde, nach Bestehen einer Aufnahmeprüfung gemäß 
Absatz 3, jedoch nur zu Beginn eines Schulhalbjahres 
und frühestens ein Jahr nach dem Verlassen des Beruf-
lichen Gymnasiums; die Aufnahme ist höchstens in 
die Klasse möglich, die bei regelmäßiger Versetzung 
erreicht worden wäre oder

4.	in die Jahrgangsstufe 1 der Qualifikationsphase in ent-
sprechender Anwendung der Nummer 2 Buchstabe a 
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(2) Jeder Schülerin und jedem Schüler steht in den Jahr-
gangsstufen eine Lehrkraft als Tutorin oder Tutor zur 
Verfügung.

(3) Die Tutorin oder der Tutor erfüllt die Aufgaben, die 
bei Schülerinnen und Schülern, die im Klassenverband 
unterrichtet werden, der Klassenlehrerin oder dem Klas-
senlehrer obliegen. An allen Konferenzen, die eine zu 
betreuende Schülerin oder einen zu betreuenden Schüler 
individuell betreffen, nimmt die Tutorin oder der Tutor, 
falls nicht eine Mitgliedschaft gegeben ist, mit beraten-
der Stimme teil.

(4) Erforderlichenfalls trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter weitere Regelungen.

§ 15

Notengebung und Punktesystem

(1) In den Jahrgangsstufen sowie in der Abiturprüfung 
werden die Leistungen mit den herkömmlichen Noten 
und den ihnen je nach Notentendenz zugeordneten Punk-
ten bewertet. Dabei entspricht

die Note »sehr gut«	 15/14/13	� Punkten je nach 
Notentendenz,

die Note »gut«	 12/11/10	� Punkten je nach 
Notentendenz,

die Note »befriedigend«	 9/8/7	� Punkten je nach 
Notentendenz,

die Note »ausreichend«	 6/5/4	� Punkten je nach 
Notentendenz,

die Note »mangelhaft«	 3/2/1	� Punkten je nach 
Notentendenz,

die Note »ungenügend«	 0	 Punkten.

Es werden nur ganze Noten und volle Punkte gegeben.

(2) Werden Teilbereiche eines Kurses von verschiedenen 
Fachlehrkräften unterrichtet, einigen sich die Fachlehr-
kräfte über die gemeinsam zu bildende Zeugnisnote und 
die entsprechende Punktzahl.

(3) Im Fach Musik können besondere Leistungen in den 
Arbeitsgemeinschaften Chor und Orchester bei der Leis-
tungsbewertung in den Kursen auf Antrag mit berück-
sichtigt werden; im Fach Sport gilt dies für Leistungen 
im Rahmen der Schulsportwettbewerbe »Jugend trainiert 
für Olympia« und »Jugend trainiert für Paralympics«, 
wenn eine Leistungsbewertung durch eine Sportlehrkraft 
der Schule nach Maßgabe der Anforderungen der fach-
praktischen Abiturprüfung im Fach Sport erfolgt ist. 

(4) Im Seminarkurs gemäß § 19 Absatz 1 wird unter 
gleichgewichtiger Berücksichtigung der jeweils in den 
einzelnen Kursen, der Dokumentation und dem Kollo-
quium erzielten Leistungen eine Gesamtnote und eine 
entsprechende Gesamtpunktzahl ermittelt. Wird statt  
des Seminarkurses eine Wettbewerbsleistung oder eine 
Leistung aus einem Schülerstudium als besondere Lern-

A B S C H N I T T  5

Qualifikationsphase

U n t e r a b s c h n i t t  1

Allgemeine Regelungen

§ 13

Struktur und Organisation

(1) Nach der Eingangsklasse des Beruflichen Gymnasi-
ums der dreijährigen Aufbauform oder der Klasse 11 des 
Beruflichen Gymnasiums der sechsjährigen Aufbauform 
(Einführungsphase) gliedert sich der Unterricht in zwei 
Jahrgangsstufen, die insgesamt vier Schulhalbjahre um-
fassen und eine pädagogische Einheit bilden (Qualifika-
tionsphase). Eine Versetzung von einer Jahrgangsstufe 
zur anderen findet nicht statt.

(2) Die sechsstündigen berufsbezogenen Schwerpunkt
fächer (Profilfächer) gemäß § 8 Absatz 2 werden auf er-
höhtem Anforderungsniveau unterrichtet.

(3) Die beiden Kernkompetenzfächer Deutsch und 
Mathematik werden sowohl fünfstündig auf erhöhtem 
Anforderungsniveau als auch vierstündig auf grundle-
gendem Anforderungsniveau unterrichtet.

(4) Das berufsbezogene Schwerpunktfach gemäß § 8 Ab-
satz 2 sowie die auf erhöhtem Anforderungsniveau un-
terrichteten Kernkompetenzfächer dienen in besonderem 
Maße der allgemeinen Studienvorbereitung und sollen  
in wissenschaftliche Methoden, Fragestellungen und 
Denkweisen einführen sowie erweiterte Kenntnisse ver-
mitteln.

(5) Die Kurse in den vierstündigen Kernkompetenz
fächern sowie in den übrigen Fächern werden auf grund-
legendem Anforderungsniveau unterrichtet. Sie dienen 
der allgemeinen Orientierung im Bereich eines Faches 
und der Sicherung einer breiten Grundbildung zur allge-
meinen Studienvorbereitung. Sie vermitteln Einblick in 
grundlegende Verfahrensweisen und prinzipielle Er-
kenntnisse über ein Fachgebiet sowie Methoden selbst-
ständigen Arbeitens.

§ 14

Beratung, Tutoren

(1) Die Schülerinnen und Schüler werden über das Kurs-
system in den Jahrgangsstufen beraten, insbesondere 
über

1.	die Arbeitsweise in den Kursen,

2.	die Bildungspläne,

3.	das voraussichtliche Kursangebot der Schule,

4.	die verbindliche Kursbelegung und

5.	die grundsätzlichen Regelungen für die Abiturprüfung 
und für die Feststellung der Gesamtqualifikation, die 
für die Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife 
maßgebend sind.
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(2) Die Zeugnisse werden am Ende des jeweiligen Schul-
halbjahres, für das vierte Schulhalbjahr spätestens mit 
der Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftlichen Abitur-
prüfung ausgegeben.

U n t e r a b s c h n i t t  2

Kurssystem

§ 18

Unterrichtsangebot, Aufgabenfelder

(1) Das Unterrichtsangebot gliedert sich in einen Pflicht-
bereich und einen Wahlbereich. Die Unterrichtsfächer 
sind – außer das Fach Sport – einem der drei Aufgaben-
felder zugeordnet: 

1.	dem sprachlich-literarisch-künstlerischen Aufgaben-
feld (AF I), 

2.	dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld 
(AF II) oder 

3.	dem mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen 
Aufgabenfeld (AF III).

(2) Das Unterrichtsangebot im Pflichtbereich gliedert 
sich in zehn Stundentafelbereiche und umfasst

  1.	die berufsbezogenen Schwerpunktfächer (Profil
fächer) 

a)	 für das lebens- und humanwissenschaftliche Profil 
in der agrarwissenschaftlichen Richtung: Agrar-
biologie (AF III), in der biotechnologischen Rich-
tung: Biotechnologie (AF III), in der ernährungs-
wissenschaftlichen Richtung: Ernährung und 
Chemie (AF III), in der sozial- und gesundheits-
wissenschaftlichen Richtung im Schwerpunkt Ge-
sundheit: Gesundheit und Biologie (AF III) sowie 
im Schwerpunkt Soziales: Pädagogik und Psycho-
logie (AF II),

b)	 für das technische Profil im Schwerpunkt Gestal-
tungs- und Medientechnik: Gestaltungs- und Me-
dientechnik (AF III); im Schwerpunkt Informati-
onstechnik: Informationstechnik (AF III); im 
Schwerpunkt Mechatronik: Mechatronik (AF III); 
im Schwerpunkt Technik und Management: Tech-
nik und Management (AF III); im Schwerpunkt 
Umwelttechnik: Umwelttechnik (AF III) und

c)	 für das wirtschaftswissenschaftliche Profil im 
Schwerpunkt Finanzmanagement: Volks- und Be-
triebswirtschaftslehre mit Schwerpunkt Finanzen 
(AF II); im Schwerpunkt Internationale Wirt-
schaft: Internationale Volks- und Betriebswirt-
schaftslehre (AF II); im Schwerpunkt Wirtschaft: 
Volks- und Betriebswirtschaftslehre (AF II),

  2.	die Kernkompetenzfächer Deutsch (AF I) und Ma-
thematik (AF III) für alle Richtungen jeweils fünf-
stündig auf erhöhtem Anforderungsniveau (eAN),

leistung eingebracht, werden die Gesamtnote und die 
Gesamtpunktzahl unter Berücksichtigung der Dokumen-
tation, des Kolloquiums und gegebenenfalls einer prakti-
schen Leistung gebildet.

§ 16

Klassenarbeiten und gleichwertige  
Feststellungen von Leistungen

(1) In den sechsstündigen Kursen sind in den ersten drei 
Schulhalbjahren mindestens je drei und in den vier- und 
fünfstündigen Kursen mindestens je zwei Klassenarbei-
ten anzufertigen. Im vierten Schulhalbjahr sind in den 
sechsstündigen Kursen mindestens je zwei und in den 
vier- und fünfstündigen Kursen mindestens je eine Klas-
senarbeit anzufertigen.

(2) In den drei- und zweistündigen Kursen, außer im Fach 
Sport und im Seminarkurs, ist in jedem Schulhalbjahr 
mindestens eine Klassenarbeit pro Fach anzufertigen.

(3) Neben den Klassenarbeiten sind gleichwertige Fest-
stellungen von Leistungen vorgesehen, insbesondere 
schriftliche Hausarbeiten, Projekte, darunter auch ex
perimentelle Arbeiten im naturwissenschaftlichen Be-
reich, Referate, mündliche, gegebenenfalls auch auf au-
ßerhalb der stundenplanmäßigen Unterrichtszeit termi-
nierte Prüfungen oder andere Präsentationen. Diese Leis-
tungen sind von jeder Schülerin und von jedem Schüler 
in den ersten drei Schulhalbjahren der Jahrgangsstufen in 
drei zu wählenden Fächern zu erbringen. Die Wahl der 
Fächer erfolgt spätestens innerhalb von sechs Wochen 
nach Beginn des Unterrichts im ersten Halbjahr der 
Qualifikationsphase. Die Fachlehrkräfte sorgen für eine 
Koordination dieser Leistungsfeststellungen; sie bestim-
men im Anschluss an die Wahl unter Beachtung pädago-
gischer und organisatorischer Gesichtspunkte über die 
Verteilung der zu erbringenden Leistungen auf die ein-
zelnen Schulhalbjahre und teilen dies den Schülerinnen 
und Schülern unverzüglich mit. Darüber hinaus besteht 
das Recht zu einer gleichwertigen Leistungsfeststellung 
in einem weiteren Fach; die Wahl des Faches erfolgt spä-
testens mit dem Eintritt in das vierte Schulhalbjahr. 

(4) In den vierstündigen Fremdsprachen überprüft eine 
der verbindlichen Klassenarbeiten ausschließlich das 
Hör- oder Hör-/Sehverstehen.

§ 17

Zeugnisse

(1) Für jedes Schulhalbjahr wird ein Zeugnis über die in 
den einzelnen Kursen erreichten Bewertungen erteilt; 
auch über Verhalten und Mitarbeit außer in der Jahr-
gangsstufe 2. Bei der Teilnahme am Seminarkurs gemäß 
§ 19 Absatz 1 wird im Zeugnis des ersten Halbjahres die 
in dem ersten Kurs erzielte Kursnote und in dem Zeugnis 
des zweiten Halbjahres die Gesamtnote gemäß § 15 Ab-
satz 4 sowie das behandelte Thema ausgewiesen.
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3.	für das BTG das Fach Nachhaltige Landwirtschaft und 
Umwelt (AF III),

4.	für das SGG mit dem Schwerpunkt Gesundheit das 
Fach Bioinformatik (AF III), mit dem Schwerpunkt 
Soziales das Fach Physik (AF III),

5.	für das TG die Fächer Biologie (AF III), Sonderge-
biete der Technik (AF III); im Schwerpunkt Technik 
und Management tritt anstelle des Faches Wirtschafts-
lehre das Fach Wirtschaftslehre mit Projektmanage-
ment (AF II) und

6.	für das WG die Fächer Finanzwirtschaftliche Studien 
(AF II), Ökonomische Studien (AF II) und Wirt-
schaftsgeografie (AF II).

(4) Stehen im Pflichtbereich mehrere Fächer zur Aus-
wahl, können nicht als Pflichtfächer besuchte Fächer in 
den Bereichen Fremdsprachen, Naturwissenschaften so-
wie Ergänzungsfächer als Wahlfächer besucht werden.

(5) Das Kultusministerium kann im Einzelfall weitere 
Fächer zulassen.

(6) Über den Pflicht- und Wahlbereich hinaus können 
Arbeitsgemeinschaften angeboten werden.

§ 19

Besondere Lernleistung

(1) Nach Wahl der Schülerin oder des Schülers ist im 
Rahmen des schulischen Unterrichtsangebotes eine be-
sondere Lernleistung möglich, die aus der Teilnahme an 
zwei halbjährigen, in der Regel dreistündigen Kursen mit 
fächerübergreifender Themenstellung in den beiden ers-
ten Schulhalbjahren besteht (Seminarkurs). Die Themen-
stellung des Kurses soll sich an der Ausrichtung des je-
weiligen Beruflichen Gymnasiums orientieren.

(2) Im Rahmen des Seminarkurses fertigen die Schüle-
rinnen und Schüler einzeln oder in Gruppen bis zum 
Ende des zweiten Halbjahres über ihre Beiträge zum Se-
minarkurs, über ihr methodisches Vorgehen und ihre Er-
gebnisse sowie über das Gesamtergebnis des Seminar-
kurses eine schriftliche Dokumentation an. Bei Gruppen-
arbeiten müssen die jeweils individuellen Schülerleistun-
gen erkennbar sein.

(3) Der Seminarkurs wird am Ende des zweiten Halbjah-
res mit einem Kolloquium abgeschlossen. Hierzu kön-
nen auch Gruppen von Schülerinnen und Schülern gebil-
det werden. Das Kolloquium geht von dem schriftlich 
dokumentierten Schülerbeitrag aus und bezieht dessen 
Stellung innerhalb der Gesamtthematik des Kurses mit 
ein. Für das Kolloquium bildet die Schulleitung einen 
Fachausschuss, dem die Schulleiterin oder der Schullei-
ter oder eine an der besonderen Lernleistung vorher nicht 
beteiligte Lehrkraft als Leiterin oder Leiter und die an 
der besonderen Lernleistung beteiligten Lehrkräfte ange-
hören. Die Regelungen zur Festsetzung des Ergebnisses 
und zur Protokollierung der mündlichen Abiturprüfung 

  3. die Kernkompetenzfächer Deutsch (AF I) und Mathe-
matik (AF III) für alle Richtungen jeweils vierstündig 
auf grundlegendem Anforderungsniveau (gAN),

  4. die Fremdsprachen (jeweils AF I) für alle Richtungen 
mit den Fächern Englisch (F), Französisch (F/N), 
Spanisch (F/N), Italienisch (N) und Russisch (N),

  5. die Naturwissenschaften (jeweils AF III)

a) für das AG, das BTG sowie das SGG mit dem 
Schwerpunkt Gesundheit die Fächer Chemie und 
Physik,

b) für das EG die Fächer Biologie und Physik,

c) für das SGG mit dem Schwerpunkt Soziales die 
Fächer Biologie und Chemie,

d) für das TG die Fächer Chemie und Physik und

e) für das WG die Fächer Biologie, Chemie und 
Physik.

  6.	die Ergänzungsfächer

a)	 für das AG Biotechnologie (AF III), Sonderge-
biete der Biowissenschaften (AF III), Sonderge-
biete der Ernährungswissenschaften (AF III),

b)	 für das BTG Bioinformatik (AF III), Sonderge-
biete der Biowissenschaften (AF III), Sonderge-
biete der Ernährungswissenschaften (AF III), 

c)	 das EG Biotechnologie (AF III), Sondergebiete 
der Biowissenschaften (AF III), Sondergebiete 
der Ernährungswissenschaften (AF III), 

d)	 für das SGG Sondergebiete der Biowissenschaf-
ten (AF III), Sondergebiete der Ernährungswis-
senschaften (AF III), Sozialmanagement (AF II),

e)	 für das TG Chemische Laborübungen (AF III), 
Physikalische Laborübungen (AF III) und

f)	 für das WG Global Studies (AF II), Privates Ver-
mögensmanagement (AF II) und Wirtschafts
informatik (AF III).

  7.	das Fach Religionslehre (AF II) und das Fach Ethik 
(AF II) für alle Richtungen,

  8.	das Fach Geschichte mit Gemeinschaftskunde (AF 
II) für alle Richtungen,

  9.	das Fach Informatik (AF III) für alle Richtungen und

10.	das Fach Sport für alle Richtungen.

(3) Das Unterrichtsangebot im Wahlbereich umfasst

1.	für alle Richtungen die Fächer Bildende Kunst (AF I), 
Chinesisch (AF I), Global Studies (AF II), Literatur 
und Theater (AF I), Mathe + (AF III), Musik (AF I), 
Philosophie (AF II), Psychologie (AF II) – mit Aus-
nahme des SGG mit dem Schwerpunkt Soziales –, den 
Seminarkurs, der einem Aufgabenfeld zugeordnet wer-
den kann, sowie Wirtschaftslehre (AF II) – mit Aus-
nahme des WG –,

2.	für das AG und EG die Fächer Bioinformatik (AF III) 
und Nachhaltige Landwirtschaft und Umwelt (AF III), 
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§ 22

Kurswahl in Religionslehre

(1) Die Schülerinnen und Schüler besuchen grundsätz-
lich die Kurse in Religionslehre der Religionsgemein-
schaft, der sie angehören.

(2) Gehören sie keiner Religionsgemeinschaft an oder 
wird an der besuchten Schule in dem betreffenden Schul-
halbjahr keine Religionslehre ihrer eigenen Religions
gemeinschaft angeboten, so ist der Besuch von Kursen in 
Religionslehre mit Zustimmung der hierfür verantwortli-
chen Religionsgemeinschaft möglich.

(3) Werden Kurse in Religionslehre der eigenen Reli
gionsgemeinschaft angeboten, können im Verlauf der 
beiden Jahrgangsstufen höchstens zwei Kurse in Reli
gionslehre einer anderen Religionsgemeinschaft besucht 
werden, soweit nicht bereits in der Einführungsphase der 
Unterricht in Religionslehre einer anderen Religions
gemeinschaft besucht wurde. Voraussetzung ist die Zu-
stimmung der eigenen sowie der Religionsgemeinschaft, 
welche für die Kurse, die besucht werden sollen, verant-
wortlich ist. Unter dieser Voraussetzung können in Här-
tefällen auch über Satz 1 hinausgehende Kurse in Reli
gionslehre einer anderen Religionsgemeinschaft besucht 
werden.

§ 23

Belegungspflicht

(1) Aus jedem der zehn Stundentafelbereiche gemäß § 18 
Absatz 2 sind in jeweils einem Fach, unbeschadet der 
§§ 21 und 22 sowie Absätze 2 bis 5, die vier aufeinander-
folgenden Kurse der beiden Jahrgangsstufen zu besu-
chen. Das in der Eingangsklasse belegte berufsbezogene 
Schwerpunktfach ist in den Jahrgangsstufen fortzufüh-
ren. Am TG wird das Ergänzungsfach bestimmt durch 
die Wahl der Naturwissenschaft. Das Fach Chemische 
Laborübungen ist dem Fach Chemie zugeordnet, das 
Fach Physikalische Laborübungen dem Fach Physik.

(2) Wird ein Fach im Rahmen des Pflichtbereichs belegt, 
kann dasselbe Fach nicht zugleich in einem weiteren 
Kurs des Wahlbereichs belegt werden. Im Wahlbereich 
können in den Fächern Philosophie und Psychologie im 
Verlauf der Jahrgangsstufen nur jeweils zwei zweistün-
dige Kurse belegt werden.

(3) Wer keinen Kurs in Religionslehre besucht, hat statt-
dessen Kurse im Fach Ethik zu besuchen, soweit sie von 
der Schule angeboten werden.

(4) Werden die Voraussetzungen zum Erwerb der allge-
meinen Hochschulreife in der zweiten Fremdsprache 
nicht durch Unterricht im Pflicht- oder Wahlpflichtbe-
reich nach § 37 Absatz 2 Nummer 1 erfüllt, müssen die 
vier Kurse beider Jahrgangsstufen in einem der Fächer 
Französisch (N), Italienisch (N), Russisch (N) oder Spa-
nisch (N) besucht werden.

in § 35 Absatz 7 und 8 finden entsprechende Anwen-
dung. Das Kolloquium dauert pro Schülerin oder Schüler 
etwa 20 bis 30 Minuten. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter kann im Benehmen mit den Fachlehrkräften 
und mit Zustimmung der betroffenen Schülerinnen und 
Schüler Lehrkräfte der Schule sowie Schülerinnen und 
Schüler der Einführungsphase und der beiden Jahrgangs-
stufen als Zuhörerinnen und Zuhörer zulassen.

(4) Statt der Teilnahme am Seminarkurs kann auch eine 
dem oberstufen- und abiturgerechten Anforderungsprofil 
entsprechende geeignete Arbeit aus einem Wettbewerb 
oder einem Schülerstudium eingebracht werden. Für de-
ren Einbringung gelten die Absätze 2 und 3 entspre-
chend.

(5) Die Dokumentation und das Kolloquium sind keine 
Prüfungsleistungen im Sinne von § 39.

§ 20

Kursangebot

(1) Den Rahmen für das Angebot an Kursen bilden die 
der Schule für die Jahrgangsstufen zur Verfügung stehen-
den Lehrerwochenstunden. Das Kursangebot wird von 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter insbesondere nach 
den personellen, räumlichen und sächlichen Vorausset-
zungen der Schule gestaltet. Dabei haben die besuchs- 
und anrechnungspflichtigen Kurse Vorrang. Es wird eine 
größtmögliche Kontinuität angestrebt.

(2) Es werden Kurse in evangelischer und katholischer 
Religionslehre angeboten. Kurse in Religionslehre ande-
rer Religionsgemeinschaften bedürfen im Einzelfall der 
Genehmigung des Kultusministeriums.

(3) Das bei den einzelnen Richtungen im Pflicht- und 
Wahlbereich zulässige Kursangebot und die Wochen-
stunden der einzelnen Fächer ergeben sich aus den Stun-
dentafeln in den Anlagen 2 bis 8.

(4) Das Angebot an Kursen wird von der Schule recht
zeitig bekannt gegeben. Ein Anspruch auf das Angebot 
eines bestimmten Faches oder eines bestimmten Kurses 
besteht nicht.

§ 21

Allgemeine Regelungen zur Kurswahl

(1) Im Rahmen des Kursangebotes der Schule wählen 
die Schülerinnen und Schüler die von ihnen zu besu-
chenden Kurse.

(2) Von den beiden Kernkompetenzfächern Deutsch und 
Mathematik wählt die Schülerin oder der Schüler ein 
Fach auf erhöhtem Anforderungsniveau (eAN) und ein 
Fach auf grundlegendem Anforderungsniveau (gAN). 

(3) Die Schülerinnen und Schüler haben die Pflicht, an 
den gewählten Kursen regelmäßig teilzunehmen. In den 
Prüfungsfächern sind jeweils die vier Kurse der Jahr-
gangsstufen zu besuchen.
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§ 26

Gesamtqualifikation

(1) Im Block I der Gesamtqualifikation können bis zu 
600 Punkte erreicht werden. Hierzu müssen mindestens 
36 Kurse angerechnet werden, weitere Kurse können 
nach Maßgabe des Satzes 6 angerechnet werden. Es dür-
fen höchstens 40 Kurse angerechnet werden. Höchstens 
20 Prozent der angerechneten Kurse dürfen mit jeweils 
weniger als 5 Punkten in einfacher Wertung und kein 
Kurs darf mit 0 Punkten bewertet sein. Unter den ange-
rechneten Kursen müssen sich befinden:

1.	jeweils die vier Kurse der Prüfungsfächer gemäß § 30,

2.	in allen Richtungen, soweit nicht durch die Kurse der 
Prüfungsfächer bereits eingebracht,

a)	 jeweils die vier Kurse in den Fächern Deutsch, 
Mathematik, einer Fremdsprache gemäß § 18 Ab-
satz 2 Nummer 4, Geschichte mit Gemeinschafts-
kunde sowie zwei Kurse des Faches Informatik und

b)	 zwei Kurse in einer Fremdsprache (N), wenn damit 
neben einer ab der Einführungsphase fortgeführten 
und nach Buchstabe a eingebrachten Fremdsprache 
die Voraussetzungen in der zweiten Fremdsprache 
zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife ge-
mäß § 23 Absatz 4 erfüllt werden, und

3.	in den einzelnen Richtungen zusätzlich, soweit nicht 
durch die Prüfungsfächer bereits eingebracht,

a)	 am AG vier Kurse aus einem der Fächer Chemie 
oder Physik,

b)	 am BTG vier Kurse aus einem der Fächer Chemie 
oder Physik,

c)	 am EG vier Kurse aus einem der Fächer Biologie 
oder Physik,

d)	 am SGG mit dem Schwerpunkt Gesundheit vier 
Kurse aus einem der Fächer Chemie oder Physik; 
mit dem Schwerpunkt Soziales vier Kurse aus 
einem der Fächer Biologie oder Chemie,

e)	 am TG jeweils vier Kurse aus einem der Fächer 
Chemie oder Physik und

f)	 am WG jeweils vier Kurse aus einem der Fächer 
Biologie, Chemie oder Physik.

Über die gegebenenfalls weiteren anzurechnenden Kurse 
entscheiden die Schülerinnen und Schüler spätestens am 
Schultag nach der Ausgabe des Zeugnisses für das vierte 
Schulhalbjahr; dabei kann auch die besondere Lernleis-
tung nach § 19 angerechnet werden, sofern sie nicht nach 
Absatz 4 in Block II der Gesamtqualifikation angerech-
net wird. Die Anrechnung der besonderen Lernleistung 
gilt als Anrechnung zweier Kurse.

(2) Die in den angerechneten Kursen jeweils erreichten 
Punkte werden, mit Ausnahme der in den Kursen des 
berufsbezogenen Schwerpunktfachs und gegebenenfalls 
der in der besonderen Lernleistung erreichten Punkte, 

(5) Wer vom Fach Sport befreit ist, hat stattdessen zu-
sätzlich zu den nach Absatz 1 zu besuchenden Kursen in 
entsprechender Anzahl Kurse in anderen Fächern zu be-
suchen, sofern dies erforderlich ist, um die für die An-
rechnung gemäß § 26 erforderliche Mindestkurszahl zu 
erreichen.

§ 24

Kurswahl

(1) Die Schülerinnen und Schüler legen vor Eintritt in 
das erste Schulhalbjahr der ersten Jahrgangsstufe eine 
vollständige und korrekte Kurswahl vor. Für die zweite 
Jahrgangsstufe ist eine Nachwahl im Rahmen der Rege-
lungen dieser Verordnung möglich. Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter setzt den Zeitpunkt für den Beginn 
und für den Abschluss der Wahl fest. Der Zeitpunkt für 
den Abschluss der Wahl darf nicht früher als acht Wo-
chen vor Ende des Unterrichts in der Einführungsphase 
im vorangehenden Schuljahr liegen. Die vier Kurse im 
Fach Sport, die nach den von der Schule festgelegten 
Unterrichtsangeboten durchgeführt werden, sind vor 
Eintritt in die Qualifikationsphase zu wählen. 

(2) Die Wahl bezieht sich nur auf das Fach. Die Wahl 
eines Kurses in einem bestimmten Fach begründet kei-
nen Anspruch auf Einrichtung dieses Kurses. Der Wahl 
des Anforderungsniveaus in den Fächern Deutsch und 
Mathematik soll entsprochen werden. 

(3) Auf Grund der Wahl weist die Schulleiterin oder der 
Schulleiter die Schülerinnen und Schüler den einzelnen 
Kursen zu. Kommt ein angebotener Kurs nicht zustande 
oder ist die Teilnahme an einem gewählten Kurs aus or-
ganisatorischen Gründen nicht möglich, trifft die Schüle-
rin oder der Schüler innerhalb einer von der Schulleiterin 
oder vom Schulleiter bestimmten angemessenen Frist 
eine Ersatzwahl.

(4) Nach Abschluss der Wahl oder der Ersatzwahl ist ein 
Wechsel der Kurse oder ein Austritt aus einem Kurs nur 
in besonders begründeten Ausnahmefällen zu Beginn des 
Schuljahres innerhalb von zwei Wochen nach Unter-
richtsbeginn auf Antrag mit Zustimmung der Schulleite-
rin oder des Schulleiters zulässig, wenn dies pädagogisch 
und organisatorisch möglich ist. Das Gleiche gilt für die 
Entscheidung zu einer besonderen Lernleistung gemäß 
§ 19.

U n t e r a b s c h n i t t  3

Gesamtqualifikation und ordentliche Abiturprüfung

§ 25

Allgemeines

Die Gesamtqualifikation, die für die Zuerkennung der 
allgemeinen Hochschulreife maßgebend ist, wird aus den 
Leistungen in den Kursen (Block I) und in der Abitur
prüfung (Block II) ermittelt.
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geprüft. In den Fremdsprachen wird die schriftliche Prü-
fung durch eine Kommunikationsprüfung nach § 33 er-
gänzt. In Sport wird die mündliche Prüfung durch eine 
fachpraktische Prüfung nach Maßgabe von § 35 Absatz 6 
Satz 2 ergänzt. In den Fächern Bildende Kunst, Musik, 
Bioinformatik, Informatik, Sondergebiete der Biowissen-
schaften, Sondergebiete der Ernährungswissenschaften, 
Sondergebiete der Technik und Wirtschaftsinformatik 
kann die mündliche Prüfung durch fachpraktische Prü-
fungen nach Maßgabe von § 35 Absatz 6 ergänzt werden.

§ 28

Ort und Termine der Abiturprüfung

(1) Die Abiturprüfung wird an den öffentlichen und an 
den staatlich anerkannten privaten Beruflichen Gymna-
sien abgehalten.

(2) Die Abiturprüfung findet einmal jährlich statt. Für 
Schülerinnen und Schüler, die gemäß § 38 aus wichti-
gem Grund an der Teilnahme ganz oder teilweise verhin-
dert waren, wird eine Nachprüfung durchgeführt. Die 
Termine der schriftlichen Prüfung werden vom Kultus-
ministerium festgesetzt, die der mündlichen Prüfung von 
der oberen Schulaufsichtsbehörde, die der fachprakti-
schen Prüfung im Fach Sport sowie die der Kommunika-
tionsprüfung im Einvernehmen mit der Schulleitung von 
der Leiterin oder dem Leiter des jeweiligen Fachaus-
schusses gemäß § 29 Absatz 4.

(3) Falls die Sportstättensituation oder die Witterungs
abhängigkeit einer Sportart es erfordern, kann mit der 
fachpraktischen Prüfung im Fach Sport bereits im dritten 
Schulhalbjahr begonnen werden (vorgezogene prakti-
sche Prüfung). Die Teilnahme an der vorgezogenen fach-
praktischen Prüfung impliziert die Entscheidung über 
das mündliche Prüfungsfach nach § 30 Absatz 4.

§ 29

Prüfungsausschuss, Fachausschüsse

(1) Für die Abiturprüfung und die Feststellung der Ge-
samtqualifikation wird an jedem Gymnasium ein Prü-
fungsausschuss gebildet. Diesem gehören an:

1.	als vorsitzendes Mitglied eine Vertreterin oder ein Ver-
treter oder eine Beauftragte oder ein Beauftragter der 
oberen Schulaufsichtsbehörde,

2.	als stellvertretend vorsitzendes Mitglied die Schul
leiterin oder der Schulleiter oder deren ständige Ver-
treterin oder deren Vertretung oder eine von der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter beauftragte Lehrkraft,

3.	sämtliche Fachlehrkräfte der Schule, welche die an der 
Abiturprüfung teilnehmenden Prüflinge in den letzten 
beiden Schulhalbjahren unterrichtet haben und

4.	gegebenenfalls weitere von der oberen Schulaufsichts-
behörde oder von dem vorsitzenden Mitglied des Prü-
fungsausschusses beauftragte Mitglieder oder von der 

einfach gewertet. Die in den Kursen des berufsbezo
genen Schwerpunktfachs erreichten Punkte und gegebe-
nenfalls die für die besondere Lernleistung nach § 15 
Absatz 4 zu bildende Gesamtpunktzahl werden zweifach 
gewertet. Werden mehr als 36 Kurse angerechnet, wird 
die für Block I erreichte Punktzahl ermittelt, indem die 
Summe der in den angerechneten Kursen erreichten 
Punkte durch die unter Berücksichtigung von Satz 5 er-
mittelte Zahl der angerechneten Kurse dividiert und der 
Quotient mit 40 multipliziert wird; die Sätze 1 und 2 gel-
ten entsprechend. Ein nicht ganzzahliges Ergebnis wird 
in üblicher Weise auf eine volle Punktzahl gerundet. 
Hierbei werden die Dezimale 1 bis 4 auf die nächst nied-
rigere Punktzahl abgerundet und die Dezimale 5 bis 9 auf 
die nächst höhere Punktzahl aufgerundet. Für diese Be-
rechnung sind hinsichtlich der Anzahl der angerechneten 
Kurse für das berufsbezogene Schwerpunktfach acht 
Kurse beziehungsweise für die besondere Lernleistung 
zwei Kurse zu rechnen.

(3) Im Block II der Gesamtqualifikation können bis zu 
300 Punkte erreicht werden. Er besteht aus der Summe 
der in der Abiturprüfung erreichten Punkte. Dabei sind 
die Punkte der Abiturprüfung unbeschadet § 33 und § 35 
Absatz 6 wie folgt zu ermitteln:

1.	wurde in einem Fach nur schriftlich oder nur mündlich 
geprüft, ist die in der Prüfung erreichte Punktzahl vier-
fach zu werten,

2.	wurde in einem Fach schriftlich und mündlich geprüft, 
werden das zweifach gewertete Ergebnis der schrift
lichen Prüfung und das einfach gewertete Ergebnis der 
mündlichen Prüfung addiert und die Summe durch 3 
geteilt; es wird nicht gerundet; das nach Satz 1 ermit-
telte Ergebnis wird mit 4 multipliziert; ein nicht ganz-
zahliges Ergebnis nach Halbsatz 3 wird auf eine volle 
Punktzahl gemäß Anlage 9 gerundet.

(4) Die besondere Lernleistung kann statt der Anrech-
nung in Block I das vierte Prüfungsfach der schriftlichen 
Prüfung (§ 30 Absatz 1 Nummer 4) oder die mündliche 
Prüfung ersetzen, wenn die besondere Lernleistung min-
destens mit 5 Punkten (einfache Wertung) bewertet 
wurde. Sie wird dann vierfach gewertet. Die Anrechnung 
auf ein schriftliches Prüfungsfach setzt voraus, dass der 
fachliche Schwerpunkt der besonderen Lernleistung ein-
deutig einem Fach zugeordnet werden kann, das als Fach 
der schriftlichen Prüfung hätte gewählt werden können.

§ 27

Teile der Abiturprüfung

Die Abiturprüfung besteht aus der schriftlichen und der 
mündlichen Prüfung. Dabei wird in einem Prüfungsfach 
ausschließlich mündlich geprüft (mündliches Prüfungs-
fach). In den übrigen vier Prüfungsfächern (schriftliche 
Prüfungsfächer) wird nach Maßgabe von § 35 Absatz 1 
Satz 2 und 3 nur schriftlich oder schriftlich und mündlich 
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2.	auf das vom Prüfling gemäß § 21 Absatz 2 fünfstündig 
gewählte Kernkompetenzfach Deutsch oder Mathe-
matik, 

3.	nach Wahl des Prüflings auf eines der vierstündigen 
Kernkompetenzfächer Deutsch, Mathematik oder eine 
fortgeführte Fremdsprache und

4	 nach Wahl des Prüflings auf ein weiteres Fach nach 
Maßgabe von Absatz 2.

Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die Fächer der 
schriftlichen Prüfung und auf ein weiteres, nach Maß-
gabe von Absatz 2 bis 4 gewähltes Fach (mündliches 
Prüfungsfach). Die Möglichkeit, die Prüfung in einem 
schriftlichen oder mündlichen Prüfungsfach nach Maß-
gabe des § 26 Absatz 4 durch eine besondere Lernleis-
tung zu ersetzen, bleibt unberührt.

(2) Für die Prüfungsfächer gelten folgende Bestimmun-
gen:

1.	als Prüfungsfächer können nur solche Fächer gewählt 
werden, in denen der Unterricht auch in der Einfüh-
rungsphase besucht wurde.

2.	die drei Aufgabenfelder (§ 18 Absatz 1) müssen von 
den Fächern der Prüfung abgedeckt sein; auf Wunsch 
des Prüflings wird die besondere Lernleistung entspre-
chend ihrem fachlichen Schwerpunkt von den betreu-
enden Fachlehrkräften einem Aufgabenfeld zugeord-
net, die Zuordnung zu einem bestimmten Aufgaben-
feld setzt voraus, dass eine für dieses Aufgabenfeld 
qualifizierte Fachlehrkraft an der Betreuung der be-
sonderen Lernleistung beteiligt war.

3.	Religionslehre und Ethik können auch dann als Prü-
fungsfach gewählt werden, wenn in der Einführungs-
phase nicht am Religionsunterricht oder dem Fach 
Ethik teilgenommen wurde, aber in einer Überprüfung 
durch die Fachlehrkraft zu Beginn der ersten Jahr-
gangsstufe entsprechende Kenntnisse nachgewiesen 
wurden; außer in den Fällen von § 22 Absatz 2 und 3 
sind die vier Kurse in Religionslehre der Religionsge-
meinschaft zu besuchen, welcher die Schülerin oder 
der Schüler angehört; wurden im Rahmen von § 22 
Absatz 2 und 3 Kurse in Religionslehre einer Religi-
onsgemeinschaft besucht, welcher die Schülerin oder 
der Schüler nicht angehört, kann Religionslehre nur 
dann als Prüfungsfach gewählt werden, wenn die vier 
Kurse in Religionslehre derselben Religionsgemein-
schaft besucht worden sind.

4.	unter den Prüfungsfächern muss das Fach Mathematik 
oder eines der naturwissenschaftlichen Fächer Biolo-
gie, Chemie oder Physik sein. 

5.	folgende Fächer können nicht als schriftliche Prü-
fungsfächer gewählt werden:

a)	 in den Richtungen aller Profile die Fächer Musik, 
Bildende Kunst, Fremdsprache (N), Chinesisch, 
Global Studies und Sport, 

b)	 im human- und lebenswissenschaftlichen Profil in 
der agrarwissenschaftlichen (AG), der biotechnolo-

Schulleiterin oder dem Schulleiter mit der Führung 
des Protokolls beauftragte fachkundige Lehrkräfte.

(2) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
und die leitenden Mitglieder der Fachausschüsse gemäß 
Absatz 4 sorgen für die ordnungsgemäße Durchführung 
der mündlichen oder fachpraktischen Prüfung. Dabei 
wird insbesondere darauf geachtet, dass die Bestimmun-
gen dieser Verordnung eingehalten werden, nicht von un-
richtigen Voraussetzungen oder sachfremden Erwägun-
gen ausgegangen und nicht gegen allgemeine Bewer-
tungsgrundsätze oder den Grundsatz der Gleichbehand-
lung aller Prüflinge verstoßen wird. Die Personen nach 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 können bei allen Prüfungen 
und Beratungen der Fachausschüsse anwesend sein. Das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses kann darü-
ber hinaus weitere Lehrkräfte sowie Referendarinnen 
oder Referendare als Zuhörer bei der Prüfung und Bera-
tung zulassen, sofern das Einverständnis des Prüflings 
vorliegt.

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind bei 
ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. Sie sind zur Amts-
verschwiegenheit über alle Prüfungsangelegenheiten 
verpflichtet und vor Beginn der Prüfung hierüber zu be-
lehren.

(4) Für die mündliche oder fachpraktische Prüfung in 
den einzelnen Fächern bildet das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses die erforderlichen Fachaus-
schüsse. Jedem Fachausschuss gehören an:

1.	das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
oder ein von diesem bestimmtes Mitglied des Prü-
fungsausschusses als leitendes Mitglied, sofern die 
obere Schulaufsichtsbehörde nichts anderes bestimmt,

2.	die Fachlehrkraft, welche die Schülerin oder den 
Schüler im vierten Schulhalbjahr unterrichtet hat, als 
Prüferin oder Prüfer und

3.	ein weiteres fachkundiges Mitglied des Prüfungsaus-
schusses, zugleich mit der Aufgabe, das Protokoll zu 
führen.

In Kursen, in denen von verschiedenen Fachlehrkräften 
für einzelne Fächer oder Teilbereiche unterrichtet wurde, 
gehören dem Fachausschuss die Fachlehrkräfte an, die in 
den zu prüfenden Fächern zuletzt unterrichtet haben. Sie 
sind jeweils für ihr Fach Prüferin oder Prüfer nach Satz 2 
Nummer 2, im Übrigen weiteres Mitglied nach Satz 2 
Nummer 3. Ist eine Prüferin oder ein Prüfer verhindert, 
wird von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsaus-
schusses eine in dem betreffenden Fach in der Qualifika-
tionsphase unterrichtende Lehrkraft bestellt.

§ 30

Fächer der Abiturprüfung

(1) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich

1.	auf das berufsbezogene Schwerpunktfach,
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1.	Besuch der nach §§ 21 und 23 vorgeschriebenen 
Kurse,

2.	Einhaltung der für die Anrechnung nach § 26 Absatz 1 
und für die Prüfungsfächer nach § 30 geltenden Rege-
lungen,

3.	Einhaltung der allgemeinen Regelungen zur Kurswahl 
nach § 21 und

4.	Erreichbarkeit von mindestens 200 Punkten im Block I 
der Gesamtqualifikation gemäß § 26.

(3) Über die Versagung der Zulassung entscheidet die 
Schulleiterin oder der Schulleiter nach Abschluss der 
Wahl des mündlichen Prüfungsfaches (§ 30 Absatz 4). 
Sie gilt als Nichtzuerkennung der allgemeinen Hoch-
schulreife und ist unter Angabe der Gründe unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen.

(4) An einer nach § 28 Absatz 3 vorgezogenen prak
tischen Prüfung im Fach Sport kann unbeschadet der 
später erforderlichen Zulassung teilgenommen werden.

§ 32

Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) In der schriftlichen Prüfung werden eine oder meh-
rere Aufgaben aus verschiedenen Stoffgebieten gestellt. 
Die Bearbeitungszeit beträgt in zweistündigen Fächern 
mindestens 210 Minuten, in den übrigen Fächern min-
destens 240 Minuten und in allen Fächern höchstens 330 
Minuten. Die besondere Regelung für die Prüfung in den 
Fremdsprachen nach § 33 bleibt unberührt.

(2) Die Prüfungsaufgaben werden vom Kultusministe-
rium im Rahmen der Bildungspläne für die Oberstufe 
des Beruflichen Gymnasiums landeseinheitlich gestellt.

(3) Die Leitung der schriftlichen Prüfung obliegt der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter, soweit die obere 
Schulaufsichtsbehörde nichts anderes bestimmt. Die Lei-
tung umfasst die Verantwortung für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Prüfung, insbesondere die Prüfungs-
aufsicht.

(4) Über jede schriftliche Prüfung ist ein Protokoll zu 
fertigen, das von der Leiterin oder dem Leiter der Prü-
fung nach Absatz 3 und den Aufsicht führenden Lehr-
kräften zu unterschreiben ist. In diesem sind insbe
sondere die Prüfungszeit, die Namen der die Aufsicht 
führenden Lehrkräfte und besondere Vorkommnisse, ins-
besondere Störungen und Täuschungshandlungen, fest-
zuhalten.

(5) Jede schriftliche Arbeit wird von der Fachlehrkraft 
der Schülerin oder des Schülers und von einer Fachlehr-
kraft eines anderen, von der oberen Schulaufsichtsbe-
hörde bestimmten, Beruflichen Gymnasiums korrigiert 
und nach § 15 Absatz 1 bewertet. Ist die für die Korrektur 
zuständige Fachlehrkraft verhindert, bestimmt die Schul-
leiterin oder der Schulleiter eine Lehrkraft, die die Kor-
rektur übernimmt. Weichen die beiden Bewertungen um 

gischen (BTG), der ernährungswissenschaftlichen 
(EG) und der sozial- und gesundheitswissenschaft-
lichen Richtung (SGG) die Fächer Sondergebiete 
der Biowissenschaften und Sondergebiete der Er-
nährungswissenschaften,

c)	 im human- und lebenswissenschaftlichen Profil in 
der agrarwissenschaftlichen (AG) und der ernäh-
rungswissenschaftlichen Richtung (EG) das Fach 
Biotechnologie,

d)	 im human- und lebenswissenschaftlichen Profil in 
der biotechnologischen Richtung (BTG) das Fach 
Bioinformatik,

e)	 im human- und lebenswissenschaftlichen Profil in 
der sozial- und gesundheitswissenschaftlichen 
Richtung (SGG) das Fach Sozialmanagement,

f)	 im technischen Profil (TG) die Fächer Sonderge-
biete der Technik und Informatik sowie

g)	 im wirtschaftswissenschaftlichen Profil (WG) die 
Fächer Privates Vermögensmanagement, Wirt-
schaftsgeografie und Wirtschaftsinformatik.

	 Die Fächer Physikalische Laborübungen und Chemi-
sche Laborübungen sind keine Prüfungsfächer.

6.	Das Fach Sport kann in der Regel als Prüfungsfach nur 
wählen, wer vom Unterricht in den besuchten Kursen 
nicht ganz oder teilweise befreit war.

7.	Die bilingualen Fächer werden in Teilen in der Fremd-
sprache geprüft, das Fach Global Studies mindestens 
hälftig, das Fach Internationale Volks- und Betriebs-
wirtschaftslehre hälftig. 

(3) Die Entscheidung, welche Fächer schriftlich geprüft 
werden sollen, ist schriftlich nach Ausgabe des Zeugnis-
ses für das zweite Schulhalbjahr spätestens zwei Wochen 
nach Beginn des Unterrichts des dritten Schulhalbjahres 
zu treffen. Dies gilt auch für die Entscheidung, ob ein 
Prüfungsfach der schriftlichen Prüfung durch die beson-
dere Lernleistung nach § 26 Absatz 4 ersetzt werden soll.

(4) Die Wahl des mündlichen Prüfungsfaches ist schrift-
lich unbeschadet von § 26 Absatz 4 und § 35 Absatz 2 
spätestens einen Schultag nach Ausgabe des Zeugnisses 
für das dritte Schulhalbjahr zu treffen. Wird die fach-
praktische Prüfung im Fach Sport gemäß § 28 Absatz 3 
vorgezogen, bestimmt die Schulleiterin oder der Schul-
leiter oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehrkraft 
den Wahltermin, der vor Beginn der Prüfung liegen 
muss.

§ 31

Zulassung zur schriftlichen Prüfung

(1) An der schriftlichen Prüfung kann nur teilnehmen, 
wer zugelassen wurde.

(2) Für die Zulassung müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein oder durch den Besuch von Kursen im vierten 
Schulhalbjahr noch erfüllt werden können:
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kennung der allgemeinen Hochschulreife und ist unter 
Angabe der Gründe unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

§ 35

Durchführung der mündlichen Prüfung

(1) Jeder Prüfling wird in dem nach § 30 gewählten 
mündlichen Prüfungsfach mündlich geprüft. Ferner kann 
er in den Fächern seiner schriftlichen Prüfung auch 
mündlich geprüft werden; die Entscheidung trifft das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses. Darüber 
hinaus wird er in den weiteren Fächern seiner schriftli-
chen Prüfung mündlich geprüft, die er spätestens am auf 
die Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftlichen Prü-
fung folgenden Schultag schriftlich gegenüber der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter benennt.

(2) Spätestens am auf die Bekanntgabe der Ergebnisse 
der schriftlichen Prüfung folgenden Schultag entschei-
den die Prüflinge, ob sie statt der Teilnahme an der Prü-
fung im gewählten mündlichen Prüfungsfach ihre beson-
dere Lernleistung nach § 26 Absatz 4 anrechnen lassen.

(3) Für die mündliche Prüfung werden Prüfungsauf
gaben im Rahmen der Bildungspläne für die Jahrgangs-
stufen der Qualifikationsphase ohne Beschränkung auf 
die Sachgebiete eines Schulhalbjahres vom leitenden 
Mitglied des Fachausschusses aufgrund von Vorschlägen 
des prüfenden Mitglieds des Fachausschusses gestellt; 
die Prüfungsaufgaben werden den Prüflingen schriftlich 
vorgelegt, wobei eine Zeit von in der Regel 20 Minuten 
zur Vorbereitung unter Aufsicht eingeräumt wird. 

(4) Die mündliche Prüfung wird als Einzelprüfung 
durchgeführt und dauert in der Regel 20 Minuten je Prü-
fungsfach und Prüfling. Das leitende Mitglied des Fach-
ausschusses bestimmt den Gang der Prüfung und kann 
selbst prüfen.

(5) In der mündlichen Prüfung soll der Prüfling die Prü-
fungsaufgaben und deren Lösung in zusammenhängen-
der Rede darstellen und in einem anschließenden Prü-
fungsgespräch zu weiteren Themen des Bildungsplans 
geprüft werden. Im Prüfungsgespräch kann die Ein
ordnung der Aufgabenstellung in größere fachliche Zu-
sammenhänge verlangt werden. Eine mündliche Prüfung 
in einem schriftlichen Prüfungsfach darf darüber hinaus 
keine Wiederholung, sondern muss Ergänzung der 
schriftlichen Prüfung sein.

(6) Die mündliche Prüfung in den Fächern Bildende 
Kunst, Musik, Bioinformatik, Informatik, Sondergebiete 
der Biowissenschaften, Sondergebiete der Ernährungs
wissenschaften, Sondergebiete der Technik sowie Wirt-
schaftsinformatik kann fachpraktische Elemente enthal-
ten. Ist Sport mündliches Prüfungsfach, so besteht die 
Prüfung aus einem etwa 20 Minuten umfassenden münd-
lichen und einem fachpraktischen Teil, wobei die im 
mündlichen Teil erreichte Punktzahl einfach und die im 
fachpraktischen Teil erreichte Punktzahl zweifach ge-
wichtet werden.

mehr als drei Punkte voneinander ab, muss eine Beauf-
tragte oder ein Beauftragter der oberen Schulaufsichtsbe-
hörde die beiden vorangegangenen Bewertungen über-
prüfen und die endgültige Bewertung für die schriftliche 
Prüfung festsetzen; dabei dürfen die vorangegangenen 
Bewertungen in der Regel nicht über- oder unterschritten 
werden. In der Regel gilt bei Abweichungen von bis zu 
drei Punkten der Durchschnittswert der beiden Bewer-
tungen, der bei nicht ganzzahligem Mittelwert auf die 
volle Punktzahl aufzurunden ist, als endgültige Bewer-
tung für die schriftliche Prüfung. Von den Regelungen 
der Sätze 3 und 4 kann abgewichen werden, wenn bei den 
vorangegangenen Bewertungen der Beurteilungsspiel-
raum durch rechtlich relevante Fehler überschritten 
wurde.

(6) Die in der schriftlichen Prüfung in den einzelnen 
Fächern erreichten Punkte werden etwa eine Woche vor 
der mündlichen Prüfung bekannt gegeben.

§ 33

Kommunikationsprüfung

In den Fremdsprachen besteht die schriftliche Prüfung 
aus einem schriftlichen Teil und einer Kommunikations-
prüfung, wobei die im schriftlichen Teil erreichte Punkt-
zahl dreifach und die in der Kommunikationsprüfung 
erreichte Punktzahl einfach gewichtet werden. Die Bear-
beitungszeit für den schriftlichen Teil beträgt mindestens 
195 Minuten. Für die Kommunikationsprüfung gibt das 
Kultusministerium zentrale Prüfungsmaßstäbe vor. Sie 
wird im vierten Schulhalbjahr von der Fachlehrkraft der 
Schülerin oder des Schülers und einer weiteren von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter bestimmten Fachlehr-
kraft abgenommen und dauert etwa 15 Minuten je Prüf-
ling. Die Prüflinge werden einzeln oder zu zweit geprüft. 
§ 35 Absatz 7 und 8 gilt entsprechend.

§ 34

Zulassung zur mündlichen Prüfung

(1) An der mündlichen Prüfung kann nur teilnehmen, 
wer zugelassen wurde.

(2) Für die Zulassung müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein:

1.	Die Voraussetzungen nach § 31 Absatz 2 müssen unter 
Berücksichtigung der Kurse des vierten Schulhalb
jahres nunmehr erfüllt sein.

2.	In Block I der Gesamtqualifikation müssen mindes-
tens 200 Punkte erreicht sein.

(3) An einer nach § 28 Absatz 3 vorgezogenen fach
praktischen Prüfung im Fach Sport kann unbeschadet der 
später erforderlichen Zulassung nach Absatz 1 teilge-
nommen werden.

(4) Über die Versagung der Zulassung entscheidet die 
Schulleiterin oder der Schulleiter; sie gilt als Nichtzuer-
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(7) Im Anschluss an die mündliche Prüfung des einzel-
nen Prüflings setzt der Fachausschuss das Ergebnis der 
mündlichen Prüfung nach § 15 Absatz 1 auf Vorschlag 
der Prüferin oder des Prüfers fest. Kann sich der Fach-
ausschuss auf keine bestimmte Punktzahl einigen oder 
mehrheitlich mit der Stimme der Leiterin oder des Lei-
ters für keine Punktzahl entscheiden, wird das Ergebnis 
aus dem auf die erste Dezimale errechneten Durchschnitt 
der Bewertungen aller Mitglieder gebildet, der auf eine 
volle Punktzahl zu runden ist. Hierbei werden die Dezi-
male 1 bis 4 auf die nächst niedrigere Punktzahl abgerun-
det und die Dezimale 5 bis 9 auf die nächst höhere 
Punktzahl aufgerundet.

(8) Über die mündliche Prüfung des einzelnen Prüflings 
wird ein Protokoll gefertigt, das die Zusammensetzung 
des Fachausschusses, die Prüfungsaufgaben, die Dauer 
und den wesentlichen Verlauf der Prüfung sowie das Prü-
fungsergebnis festhält. Das Protokoll ist von allen Mit-
gliedern des Fachausschusses zu unterschreiben.

§ 36

Ergebnis der Abiturprüfung

(1) Im Anschluss an die mündliche Prüfung ermittelt das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses das Er-
gebnis der Abiturprüfung (Block II der Gesamtqualifika-
tion) und stellt fest, wer die Mindestqualifikation erreicht 
hat.

(2) Die Mindestqualifikation der Abiturprüfung ist er-
reicht, wenn

1.	in den fünf Prüfungsfächern zusammen mindestens 
100 Punkte und

2.	in drei Prüfungsfächern jeweils mindestens je 20 
Punkte und

3.	in keinem der Prüfungsfächer weniger als vier Punkte

bei jeweils vierfacher Wertung erreicht wurden.

Das Nichterreichen der Mindestqualifikation gilt als 
Nichtzuerkennung der allgemeinen Hochschulreife. Sie 
ist unter Angabe der Gründe unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen.

§ 37

Feststellung der Gesamtqualifikation, 
Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife

(1) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
stellt die Gesamtqualifikation nach § 26 sowie nach der 
als Anlage 10 beigefügten Tabelle die Gesamtnote fest 
und erkennt den Schülerinnen und Schülern, die in Block 
I der Gesamtqualifikation mindestens 200 Punkte und in 
Block II mindestens 100 Punkte erreicht und auch die 
übrigen Voraussetzungen dieser Verordnung erfüllt ha-
ben, die allgemeine Hochschulreife zu.

(2) Die Voraussetzungen zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife bezüglich der zweiten Fremdsprache 
werden erfüllt durch Unterricht im Pflicht- oder Wahl-
pflichtbereich

1.	in mindestens vier aufeinander folgenden Schuljahren 
der Realschule, der Gemeinschaftsschule oder des 
Gymnasiums oder

2.	in der Einführungsphase und in den beiden Jahrgangs-
stufen des Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen 
Aufbauform in einem der Fächer Französisch (N), 
Italienisch (N), Russisch (N) oder Spanisch (N) (§ 23 
Absatz 4).

(3) Über die Feststellung der Ergebnisse der Prüfung ist 
ein Protokoll zu fertigen, das vom vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses und dem Mitglied, von dem das 
Protokoll angefertigt wurde, zu unterschreiben ist. 

(4) Die Protokolle der einzelnen Prüfungsteile und die 
Feststellung der Ergebnisse der Prüfung sowie die Prü-
fungsarbeiten sind bei den Schulakten aufzubewahren. 
Die Prüfungsarbeiten sind nach Ablauf von fünf Jahren 
seit der Feststellung der Ergebnisse der Prüfung zu ver-
nichten, sofern kein Antrag auf Aushändigung gestellt 
wurde. 

(5) Eine Teilnahme am Seminarkurs gemäß § 19 wird im 
Abiturzeugnis zusammen mit dem behandelten Thema 
und den erreichten Punkten vermerkt. Entsprechendes 
gilt für das Erbringen einer Wettbewerbsleistung oder 
Leistungen aus einem Schülerstudium nach § 19 Ab- 
satz 4 statt der Teilnahme am Seminarkurs.

§ 38

Nichtteilnahme, Rücktritt

(1) Wird ohne wichtigen Grund an einem der Prüfungs-
teile ganz oder teilweise nicht teilgenommen, gilt dies  
als Nichtzuerkennung der allgemeinen Hochschulreife. 
Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet 
bei der schriftlichen Prüfung deren Leiterin oder deren 
Leiter, bei der mündlichen Prüfung das vorsitzende Mit-
glied des Prüfungsausschusses, bei der fachpraktischen 
Prüfung im Fach Sport das leitende Mitglied des Fach-
ausschusses und bei der Kommunikationsprüfung die 
Schulleiterin oder der Schulleiter. Der Prüfling hat den 
Grund unverzüglich der Schule mitzuteilen.

(2) Als wichtiger Grund gilt insbesondere Krankheit. Ist 
eine prüfungsrelevante gesundheitliche Beeinträchtigung 
nicht offenkundig, kann das vorsitzende Mitglied oder 
das stellvertretend vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses verlan-
gen, das eine konkrete Beschreibung dieser Beeinträchti-
gung beinhaltet. Lassen sich Zweifel am Vorliegen einer 
prüfungsrelevanten gesundheitlichen Beeinträchtigung 
auf andere Weise nicht ausräumen, kann das vorsitzende 
Mitglied oder das stellvertretend vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses auch die Vorlage eines Satz 2 
entsprechenden amtsärztlichen Zeugnisses verlangen.
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(6) Vor Beginn der Abiturprüfung ist auf diese Bestim-
mungen hinzuweisen.

U n t e r a b s c h n i t t  4

Wiederholung, Entlassung

§ 40

Voraussetzungen für die Wiederholung

(1) Die Jahrgangsstufen können außer in den Fällen der 
Absätze 2 bis 4 nicht wiederholt werden.

(2) Die erste Jahrgangsstufe kann einmal wiederholt 
werden, wenn nicht bereits die vorangegangene Klasse 
wiederholt wurde und die Schülerin oder der Schüler 
eine entsprechende Erklärung innerhalb einer Woche 
nach Erhalt des Zeugnisses für das zweite Halbjahr der 
ersten Jahrgangsstufe abgibt.

(3) Wem die allgemeine Hochschulreife zum ersten Mal 
nicht zuerkannt wurde, kann einmal wiederholen, und 
zwar

1.	bei Nichtzulassung zur schriftlichen Abiturprüfung 
nach § 31 Absatz 3

a)	 das zweite und dritte Schulhalbjahr der Qualifika
tionsphase oder

b)	 die zweite Jahrgangsstufe insgesamt, wenn die 
zweite Jahrgangsstufe bis zum Ende des Schuljah-
res besucht wird, oder

c)	 das dritte Schulhalbjahr der Qualifikationsphase 
nach halbjähriger Unterbrechung des Schulbe-
suchs,

2.	in den übrigen Fällen das dritte und vierte Schulhalb-
jahr der Qualifikationsphase.

(4) Schülerinnen und Schüler des vierten Schulhalb
jahres, bei denen zu erwarten ist, dass sie zum Ende des 
Schulhalbjahres die im Block I der Gesamtqualifikation 
erforderlichen Leistungen nicht erbringen werden, kön-
nen auf Antrag mit Zustimmung der Schulleiterin oder 
des Schulleiters nach Absatz 3 Nummer 1 einmal wieder-
holen. Dies gilt als Nichtzuerkennung der allgemeinen 
Hochschulreife.

(5) Die Wiederholung lediglich einzelner Kurse ist nicht 
zulässig.

(6) Bei Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife  
ist weder eine Wiederholung der Oberstufe noch eine 
Wiederholung der Abiturprüfung zulässig.

§ 41

Kurswahl bei Wiederholung

(1) Bei einer Wiederholung sind im Rahmen des Kurs
angebotes der Schule die Kurse neu zu wählen; für die 
Entscheidungen nach § 21 gilt dies nur, wenn die beiden 
ersten Schulhalbjahre wiederholt werden. Es besteht kein 

(3) Wer sich in Kenntnis einer gesundheitlichen Be
einträchtigung oder eines anderen wichtigen Grundes der 
Prüfung unterzogen hat, kann dies nachträglich nicht 
mehr geltend machen. Der Kenntnis steht die fahrlässige 
Unkenntnis gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt insbe-
sondere dann vor, wenn beim Vorliegen einer gesundheit-
lichen Beeinträchtigung nicht unverzüglich eine Klärung 
herbeigeführt wurde.

(4) Sofern ein wichtiger Grund vorliegt, gilt die Prüfung 
als nicht unternommen. Die Teilnahme an einer Nachprü-
fung nach § 28 Absatz 2 Satz 2 ist möglich. Hierbei blei-
ben die bereits erbrachten Prüfungsleistungen bestehen.

(5) Vor Beginn der Abiturprüfung ist auf diese Bestim-
mungen hinzuweisen.

§ 39

Täuschungshandlungen, Ordnungsverstöße

(1) Wer es unternimmt, das Prüfungsergebnis durch Täu-
schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu 
beeinflussen oder nicht zugelassene Hilfsmittel nach Be-
kanntgabe der Prüfungsaufgaben mitführt oder Beihilfe 
zu einer Täuschung oder einem Täuschungsversuch leis-
tet, begeht eine Täuschungshandlung.

(2) Wird während der Prüfung eine Täuschungshandlung 
oder ein entsprechender Verdacht festgestellt, ist der 
Sachverhalt von einer Aufsicht führenden Lehrkraft zu 
protokollieren. Der Prüfling setzt die Prüfung bis zur 
Entscheidung über die Täuschungshandlung vorläufig 
fort.

(3) Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird der Prüf-
ling von der weiteren Teilnahme an der Prüfung aus
geschlossen; dies gilt als Nichtzuerkennung der allge-
meinen Hochschulreife. In leichten Fällen kann stattdes-
sen die Prüfungsleistung mit der Note »ungenügend«  
(0 Punkte) bewertet werden. Die Entscheidung trifft bei 
der schriftlichen Prüfung deren Leiterin oder deren Lei-
ter, bei der mündlichen Prüfung das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses, bei der fachpraktischen Prü-
fung im Fach Sport das leitende Mitglied des Fachaus-
schusses und bei der Kommunikationsprüfung die Schul-
leiterin oder der Schulleiter.

(4) Stellt sich eine Täuschungshandlung erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses heraus, kann die obere Schul-
aufsichtsbehörde das Zeugnis einziehen und entweder 
ein anderes Zeugnis erteilen oder die Zuerkennung der 
allgemeinen Hochschulreife zurücknehmen, sofern seit 
der Ausstellung des Zeugnisses nicht mehr als zwei Jahre 
vergangen sind.

(5) Wer durch sein Verhalten die Prüfung so schwer be-
hindert, dass es nicht möglich ist, die Prüfung ordnungs-
gemäß durchzuführen, wird von der Prüfung ausge-
schlossen; dies gilt als Nichtzuerkennung der allgemei-
nen Hochschulreife. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.
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§ 45

Form der Prüfung, Prüfungsfächer

(1) Die Prüfung gliedert sich in zwei Teile. Der erste Teil 
umfasst das jeweilige berufsbezogene Schwerpunktfach 
und drei weitere Fächer, die schriftlich und mündlich ge-
prüft werden. Der zweite Teil umfasst vier weitere Fä-
cher, die nur mündlich geprüft werden. Die Fächer des 
ersten Teils der Prüfung werden nach den Anforderungen 
des entsprechenden Faches der schriftlichen Prüfung, die 
Fächer des zweiten Teils der Prüfung nach den Anforde-
rungen des mündlichen Prüfungsfaches in der ordent
lichen Abiturprüfung geprüft. 

(2) Die Prüfungsfächer sind

1.	das berufsbezogene Schwerpunktfach,

2.	Mathematik,

3.	Deutsch,

4.	eine Fremdsprache (F),

5.	Geschichte mit Gemeinschaftskunde,

6.	eine Naturwissenschaft gemäß § 18 Absatz 2 Num-
mer 5 und

7.	eine zweite Fremdsprache (N) nach § 18 Absatz 2 
Nummer 4, wenn die Voraussetzungen bezüglich der 
zweiten Fremdsprache nach § 37 Absatz 2 nicht erfüllt 
sind.

Weitere Prüfungsfächer können alle anderen Fächer des 
Pflichtbereichs mit Ausnahme des Faches Sport sein.

(3) Aus den möglichen Prüfungsfächern wählt der Prüf-
ling die jeweils vier Fächer der beiden Teile der Prüfung. 
Für die Wahl gelten folgende Bestimmungen:

1.	Durch die vier Fächer des ersten Prüfungsteils müssen 
alle drei Aufgabenfelder des Pflichtbereichs nach § 18 
Absatz 2 abgedeckt sein; unter den Fächern des ersten 
Prüfungsteils müssen das

a) berufsbezogene Schwerpunktfach, 

b) Mathematik oder Deutsch auf erhöhtem Anforde-
rungsniveau sowie 

c) eine Fremdsprache nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
oder das unter Buchstabe b nicht gewählte Fach 
Mathematik oder Deutsch auf grundlegendem An-
forderungsniveau sein.

2.	Unter den vier Fächern des zweiten Teils müssen die-
jenigen der in Absatz 2 Satz 1 genannten Fächer sein, 
die nicht Gegenstand des ersten Teils der Prüfung 
sind; sind die Voraussetzungen bezüglich der zweiten 
Fremdsprache nach § 37 Absatz 2 nicht erfüllt, muss 
unter diesen Fächern eine Fremdsprache nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nummer 7 sein.

(4) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann auf Antrag  
bei der zweiten Fremdsprache die Prüfung in einer ande-
ren als der am Beruflichen Gymnasium vorgesehenen 
Fremdsprache zulassen.

Anspruch darauf, dass Kurse angeboten werden, die der 
früheren Wahl entsprechen. Die beim ersten Durchgang 
besuchten Kurse werden nicht mehr berücksichtigt. Dies 
gilt auch für die im Rahmen des Seminarkurses besuch-
ten Kurse einschließlich der Dokumentation und des Kol-
loquiums. Wird der Seminarkurs nur teilweise wieder-
holt, bleiben die in dem nicht wiederholten Teil erbrach-
ten Leistungen erhalten und fließen in die für die beson-
dere Lernleistung neu zu bildende Gesamtnote mit ein.

(2) Wer Kurse, die zur Erlangung der Mindestqualifika-
tion nach § 36 erforderlich sind, nicht besuchen kann, hat 
sich ohne den Besuch von Unterrichtsveranstaltungen 
am Ende des Schulhalbjahres einer schriftlichen und 
mündlichen Leistungsfeststellung über den Unterrichts-
stoff des betreffenden Kurses zu unterziehen, wobei die 
schriftlichen und mündlichen Leistungen je einfach zäh-
len. Das Ergebnis der Leistungsfeststellung gilt als Er-
gebnis des entsprechenden Kurses. Die Leistungsfest-
stellung wird von einer von der Schulleiterin oder vom 
Schulleiter beauftragten Fachlehrkraft vorgenommen, 
die die Schülerin oder den Schüler auch schon während 
der Selbstvorbereitung berät.

(3) Ergeben sich aus sonstigen Gründen von der Schule 
nicht behebbare Schwierigkeiten bei der Wiederholung, 
kann die obere Schulaufsichtsbehörde Sonderregelungen 
treffen.

§ 42

Entlassung

Schülerinnen und Schüler, bei denen am Ende des ersten 
oder zweiten Schulhalbjahres der ersten Jahrgangsstufe 
bereits feststeht, dass sie zur schriftlichen Abiturprüfung 
nicht zugelassen werden können und diese Jahrgangs-
stufe nicht wiederholen können, oder denen zweimal die 
Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife versagt 
worden ist, müssen das Gymnasium endgültig verlassen.

A B S C H N I T T  6

Abiturprüfung für Schulfremde

§ 43

Teilnehmerinnen und Teilnehmer

Wer das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife erwer-
ben will, ohne Schülerin oder Schüler eines öffentlichen 
oder staatlich anerkannten privaten Beruflichen Gym
nasiums zu sein, kann die Abiturprüfung als außerordent-
liche Teilnehmerin oder außerordentlicher Teilnehmer 
(Schulfremde) ablegen.

§ 44

Termin der Prüfung

Die Abiturprüfung für Schulfremde findet einmal jähr-
lich zusammen mit der Abiturprüfung an den öffentli-
chen Beruflichen Gymnasien statt.
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(3) Für Schülerinnen und Schüler der staatlich geneh-
migten privaten Beruflichen Gymnasien kann anstelle 
einzelner Meldungen die Sammelmeldung des Gymnasi-
ums treten, die jeweils Vor- und Zuname, Geburtstag, 
Geburtsort und Anschrift enthalten muss. Der Sammel-
meldung sind die Unterlagen nach Absatz 2 beizufügen. 
Dies gilt für die Teilnehmer an einem Fernlehrgang oder 
für die Schülerinnen und Schüler von Ergänzungsschu-
len entsprechend.

§ 47

Voraussetzungen für die Zulassung

(1) Schulfremde können die Prüfung nicht eher ablegen, 
als es ihnen bei normalem Schulbesuch möglich wäre. 
Zur Prüfung wird nur zugelassen,

1.	wer die Aufnahmevoraussetzungen für das Berufliche 
Gymnasium der dreijährigen Aufbauform erfüllt, wo-
bei Altersvorschriften unberücksichtigt bleiben,

2.	wem nicht bereits zweimal die Zuerkennung der allge-
meinen oder fachgebundenen Hochschulreife versagt 
worden ist,

3.	wer nicht bereits anderweitig das Zeugnis der allge-
meinen oder fachgebundenen Hochschulreife erwor-
ben hat und

4.	wer in dem Schuljahr, in dem die Prüfung abgenom-
men wird, nicht Schülerin oder Schüler eines öffent
lichen oder eines staatlich anerkannten privaten Gym-
nasiums war; dies gilt nicht im Fall der Schwanger-
schaft oder der Mutterschaft einer Bewerberin.

(2) Zur Prüfung werden in der Regel nur solche Bewer-
berinnen und Bewerber zugelassen, die in Baden-Würt-
temberg ihren ständigen Wohnsitz haben oder an einem 
staatlich genehmigten privaten Gymnasium oder an einer 
sonstigen Unterrichtseinrichtung in Baden-Württemberg 
auf die Abiturprüfung für Schulfremde vorbereitet wur-
den.

§ 48

Entscheidung über die Zulassung

Die obere Schulaufsichtsbehörde entscheidet über die 
Zulassung und weist den Prüfling einem öffentlichen 
Beruflichen Gymnasium zur Ablegung der Prüfung zu. 
Die obere Schulaufsichtsbehörde kann die Entscheidung 
dem Gymnasium übertragen.

§ 49

Durchführung der Prüfung

(1) Für die Prüfung der zugelassenen Bewerberinnen und 
Bewerber gelten im Übrigen die §§ 29, 32, 35 Absatz 3 
bis 8, §§ 38 und 39 entsprechend mit folgender Maß-
gabe:

§ 46

Meldung zur Prüfung

(1) Die Meldung ist bis zum 1. Oktober für die Prüfung 
im darauf folgenden Jahr an die für den Wohnsitz zu
ständige obere Schulaufsichtsbehörde zu richten. Für die 
Schülerinnen und Schüler der staatlich genehmigten 
privaten Beruflichen Gymnasien ist die obere Schulauf-
sichtsbehörde zuständig, in deren Bezirk das Gymnasium 
liegt. Bewerberinnen und Bewerber, die sich durch Teil-
nahme an einem Fernlehrgang auf die Prüfung vorbereitet 
haben, können ihre Bewerbung an die für ihren Wohnsitz 
oder an die für den Sitz des Veranstalters des Fernlehr-
gangs zuständige obere Schulaufsichtsbehörde richten.

(2) Der Meldung zur Prüfung sind beizufügen:

1.	zur Klärung der Zuständigkeit nach Absatz 1 eine Er-
klärung darüber,

a)	 ob die Vorbereitung auf die Prüfung an einem staat-
lich genehmigten Gymnasium erfolgte oder

b)	 sofern die Vorbereitung durch einen Fernlehrgang 
durchgeführt wurde und die Meldung an die für 
den Sitz des Veranstalters des Fernlehrgangs zu-
ständige Schulaufsichtsbehörde gerichtet wird, bei 
welchem Veranstalter der Fernlehrgang erfolgte;

2.	zur Prüfung des Vorliegens der Zulassungsvoraus
setzungen nach § 47 Absatz 1

a)	 eine beglaubigte Abschrift des Zeugnisses, das die 
Erfüllung der Aufnahmevoraussetzungen für das 
Berufliche Gymnasium nachweist,

b)	 eine Übersicht über den schulischen Werdegang ab 
Erwerb des Zeugnisses nach Buchstabe a mit der 
Angabe des Namens, Vornamens, Geburtsdatums 
und Geburtsorts,

c)	 eine Erklärung darüber, ob und gegebenenfalls mit 
welchem Ergebnis schon einmal an einer Prüfung 
zum Erwerb der allgemeinen oder fachgebundenen 
Hochschulreife teilgenommen wurde, und

d)	 beglaubigte Abschriften der Abschluss- oder Ab-
gangszeugnisse der nach dem Erwerb des Zeugnis-
ses nach Buchstabe a besuchten Schulen oder je-
weils eine Bestätigung der Schule über den dort 
besuchten Bildungsgang, das Datum der Aufnahme 
in den Bildungsgang und des Verlassens des Bil-
dungsgangs und, sofern der Bildungsgang zur all-
gemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife 
führte, dass der Bildungsgang nicht erfolgreich ab-
geschlossen wurde;

3.	eine Erklärung über die Wahl der Prüfungsfächer (§ 45 
Absatz 3).

Der Erklärung nach Nummer 1 Buchstabe a oder b ist 
eine Bescheinigung des staatlich genehmigten Gymnasi-
ums oder des Veranstalters des Fernlehrgangs darüber 
beizufügen, dass die Bewerberin oder der Bewerber dort 
auf die Schulfremdenprüfung vorbereitet wurde.
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fächern insgesamt mindestens 220 Punkte, darunter 
jeweils fünf Punkte bei einfacher Wertung in mindes-
tens zwei Fächern erreicht wurden; die Punktzahlen 
der schriftlichen und der mündlichen Prüfungen wer-
den jeweils mit 5,5 multipliziert und anschließend 
addiert; ergibt sich danach eine halbzahlige Punktzahl, 
wird das Gesamtergebnis gerundet. Hierbei werden 
die Dezimale 1 bis 4 auf die nächst niedrigere Punkt-
zahl abgerundet und die Dezimale 5 bis 9 auf die 
nächst höhere Punktzahl aufgerundet.

2.	Der zweite Teil ist bestanden, wenn kein Fach mit 0 
Punkten bewertet wurde und mindestens zwei Fächer 
mit jeweils 5 Punkten in einfacher Wertung bewertet 
sowie in allen vier Prüfungsfächern insgesamt min-
destens 80 Punkte erreicht wurden; dabei werden die 
Punktzahlen in den einzelnen Fächern jeweils mit vier 
multipliziert und anschließend addiert.

(5) § 37 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.

(6) Bei Nichtzuerkennung der allgemeinen Hochschul-
reife kann die Abiturprüfung einmal wiederholt werden. 
§ 47 Absatz 1 Nummer 3 bleibt unberührt.

A B S C H N I T T  7

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 51

Übergangsregelung

(1) Die Verordnung findet erstmals für alle Schüler- 
innen und Schüler Anwendung, welche zu Beginn des 
Schuljahres 2021/2022 in die Eingangsklasse des Beruf-
lichen Gymnasiums der dreijährigen Aufbauform, in die 
Klasse 11 des beruflichen Gymnasiums der sechsjähri-
gen Aufbauform oder in die Klasse 8 der sechsjährigen 
Aufbauform eintreten oder wiederholen.

(2) Für Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 
2023/2024 die Abiturprüfung wiederholen, gilt Folgen-
des:

1.	In von den Regierungspräsidien zu bestimmenden 
Gymnasien können für Wiederholer aus verschiede-
nen Gymnasien Sammeljahrgangsstufen eingerichtet 
werden, die grundsätzlich gemäß der Abiturverord-
nung Berufliche Gymnasien in der bis zum 31. Juli 
2021 geltenden Fassung geführt werden,

2.	wer aus organisatorischen Gründen keine Sammel-
jahrgangsstufe besucht, wiederholt den Unterricht in 
der nach dieser Verordnung neu gestalteten Jahrgangs-
stufe; dabei kann gewählt werden, ob die in Nummer 1 
genannte Verordnung oder diese Verordnung gelten 
soll; bei einer Entscheidung für diese Verordnung wer-
den die bisher besuchten Kurse in die nach dieser Ver-
ordnung vorgesehenen Kurse umgedeutet,

3.	soweit erforderlich trifft die obere Schulaufsichtsbe-
hörde im Einzelfall weitere Regelungen, die für eine 

1.	am zweiten Teil nach § 45 Absatz 1 Satz 3 darf nur 
teilnehmen, wer den ersten Teil gemäß § 45 Absatz 1 
Satz 2 bestanden hat.

2.	Fachlehrkräfte im Sinne von § 29 Absatz 1 Nummer 3 
und Absatz 4 Nummer 2 sind die von dem vorsitzen-
den Mitglied des Prüfungsausschusses und im Sinne 
von § 32 Absatz 5 Satz 1 die von der oberen Schul
aufsichtsbehörde bestimmten Fachlehrkräfte eines öf-
fentlichen Beruflichen Gymnasiums, in der Regel des 
Gymnasiums, dem der Prüfling zur Ablegung der Prü-
fung zugewiesen ist.

3.	bei Schülerinnen und Schülern von staatlich geneh-
migten privaten Gymnasien kann die obere Schulauf-
sichtsbehörde zulassen, dass die Prüfung ganz oder 
teilweise im Gebäude der betreffenden Schule abge-
nommen wird; die Leitung und Beaufsichtigung regelt 
in diesem Fall die obere Schulaufsichtsbehörde.

4.	bei der Prüfung in einer Fremdsprache im ersten Teil 
der Schulfremdenprüfung wird die mündliche Prüfung 
nach den für die Kommunikationsprüfung gemäß § 33 
geltenden zentralen Maßstäben durchgeführt; die Zu-
sammensetzung des Fachausschusses nach § 29 bleibt 
unberührt.

(2) Die Prüflinge haben sich bei Beginn der Prüfung mit 
einem mit Lichtbild versehenen amtlichen Ausweis aus-
zuweisen und diesen während der gesamten Prüfung bei 
sich zu führen und auf Verlangen vorzuzeigen.

§ 50

Ergebnis der Prüfung, Zeugnis der  
allgemeinen Hochschulreife

(1) Nach Abschluss des ersten Teils der Prüfung stellt das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses fest, wer 
diesen Teil bestanden hat und am zweiten Teil teilneh-
men kann. Das Nichtbestehen des ersten Teils gilt als 
Nichtzuerkennung der allgemeinen Hochschulreife.

(2) Nach Abschluss des zweiten Teils der Prüfung stellt 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses fest, 
wer diesen Teil bestanden hat. Das Nichtbestehen des 
zweiten Teils gilt als Nichtzuerkennung der allgemeinen 
Hochschulreife.

(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
stellt für diejenigen Prüflinge, die beide Teile der Prü-
fung bestanden haben, das Gesamtergebnis sowie nach 
der als Anlage 10 beigefügten Tabelle die Gesamtnote 
fest und erkennt ihnen, sofern sie die Voraussetzungen 
bezüglich der zweiten Fremdsprache nach § 37 Absatz 2 
erfüllen oder die Abiturprüfung auch in der zweiten 
Fremdsprache nach § 45 Absatz 2 Nummer 7 abgelegt 
haben, die allgemeine Hochschulreife zu.

(4) Das Ergebnis der beiden Teile der Prüfung wird wie 
folgt ermittelt:

1.	Der erste Teil ist bestanden, wenn kein Fach mit 0 
Punkten bewertet wurde und in allen vier Prüfungs
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Anlage 1
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Eingangsklasse der dreijährigen Aufbauform  
beziehungsweise für die Klasse 11 der sechsjährigen Aufbauform

agrarwissenschaftlicher Richtung (AG)

biotechnologischer Richtung (BTG)

ernährungswissenschaftlicher Richtung (EG)

sozial- und gesundheitswissenschaftlicher Richtung (SGG)

technischer Richtung (TG)

wirtschaftswissenschaftlicher Richtung (WG)

1. Schwerpunktbereich

Lebens- und humanwissenschaftliches 
Profil (AG, BTG, EG, SGG)

Technisches Profil (TG) Wirtschaftswissenschaftliches Profil 
(WG)

Fach Std.1 Fach Std.1 Fach Std.

Agrarbiologie 5+1 Mechatronik 3+3 Volks- und Betriebs-
wirtschaftslehre

6

Biotechnologie 5+1 Gestaltungs- und 
Medientechnik

3+3 Internationale  
Volks- und Betriebs-
wirtschaftslehre

6

Ernährung und Chemie 5+1 Informationstech-
nik

3+3 Volks- und Betriebs-
wirtschaftslehre  
mit Schwerpunkt 
Finanzen

6

Gesundheit und Biologie 5+1 Technik und

Management

3+3

Pädagogik und Psychologie 5+1 Umwelttechnik 3+3

2. Pflichtbereich
Lebens- und humanwis-

senschaftliches Profil  
(AG, BTG, EG, SGG)

Technisches  
Profil  
(TG)

Wirtschaftswissen-
schaftliches Profil 

(WG)

Fach Std. Std. Std.

Deutsch 3 3 3

Fremdsprache Niveau F 3 3 3

Mathematik 4 4 4

Religionslehre / Ethik2 2 2 2

Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

2 2 2

Informatik 2 2 2

Sport 2 2 2

Chemie 25 2 2

Physik 26 2 2

Biologie 27 --- 2

Wirtschaftslehre 2 28 ---

Summe 30 30 30

ordnungsgemäße Wiederholung in der Sammeljahr-
gangsstufe, in der Jahrgangsstufe 2 oder in der Abitur-
prüfung erforderlich sind; dabei kann das Kultus
ministerium in einzelnen Fällen von der landeseinheit-
lichen Aufgabenstellung gemäß § 32 Absatz 2 absehen 
und die oberen Schulaufsichtsbehörden mit der Stel-
lung von Aufgaben beauftragen; jedes hiervon betrof-

fene Gymnasium schlägt der oberen Schulaufsichts

behörde mehrere Aufgaben vor.

(3) Für die Wiederholung der Abiturprüfung für Schul-

fremde im Schuljahr 2023/2024 gilt die Abiturverord-

nung berufliche Gymnasien in der bis zum 31. Juli 2021 

geltenden Fassung.
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3. Wahlpflichtbereich3 (AG, BTG, EG, SGG) (TG) (WG)

Fach Std. Std. Std.

2. oder 3. Fremdsprache4

Englisch (F)

Französisch (F)

Spanisch (F)

Französisch (N)

Italienisch (N)

Russisch (N)

Spanisch (N)

3

4

3

4

3

4

Musik 2 2 2

Bildende Kunst 2 2 2

Chinesisch 2 2 2

Global Studies 2 2 2 

Sondergebiete der Ernährungs
wissenschaften

2 --- ---

Sondergebiete der Biowissenschaften 2 --- ---

Bioinformatik 26 --- ---

Biotechnologie 29 --- ---

Sozialmanagement 210 --- ---

Physik 211 --- ---

Biologie --- 2 ---

Chemische Laborübungen --- 2 ---

Physikalische Laborübungen --- 2 ---

Sondergebiete der Technik --- 2 ---

Privates Vermögensmanagement --- --- 2

Wirtschaftsinformatik --- --- 2

Wirtschaftsgeografie --- --- 2

4. Wahlbereich3 (Fächer nach Nummer 2, soweit nicht als Wahlpflichtfach gewählt)

Fach Std. Std. Std.

Textverarbeitung 2 2 2

Zusätzlich kann Stützunterricht erteilt werden. 

  1  Die zweite Zahl gibt die Wochenstunden für die Praxis oder Laborübungen an. 

  2  Nach Maßgabe von § 100 a SchG für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen. 

  3 � Wahlpflichtfächer und Wahlfächer der Eingangsklasse können nur dann als Prüfungsfächer für die Abiturprüfung gewählt werden, wenn der Unter-
richt in der Eingangsklasse besucht wird. 

  4 � Die Zuweisung in Niveau F (fortgeführte Fremdsprache) oder Niveau N (neu beginnende Fremdsprache) erfolgt durch die Schule entsprechend den 
Vorkenntnissen. Pflicht- und Wahlpflichtfremdsprachen, die in vier aufeinanderfolgenden Schuljahren der Werkrealschule, der Realschule, der 
Gemeinschaftsschule oder des Gymnasiums unterrichtet wurden, können nur auf Niveau F weitergeführt werden. 

  5  Nicht am EG

  6  Nicht am SGG Schwerpunkt Soziales

  7  Nicht am AG, BTG und SGG Schwerpunkt Gesundheit

  8  Am TG Schwerpunkt Technik und Management: Wirtschaftslehre mit Projektmanagement

  9  Nur am AG und EG
10  Nur am SGG
11  Nur am SGG Schwerpunkt Soziales
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Anlage 2
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Jahrgangsstufen des Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen Aufbauform 
agrarwissenschaftlicher Richtung (AG)

Pflichtfächer

Nr. Stundentafelbereiche Fächer Std.

01 Berufsbezogenes Schwerpunktfach Agrarbiologie1 6

02

Kernkompetenzfächer 

Erhöhtes  
Anforderungsniveau

Deutsch
5

Mathematik

03 Grundlegendes  
Anforderungsniveau

Deutsch
4

Mathematik

04

Fremdsprachen

Englisch F

4

Französisch F / N

Spanisch F / N

Italienisch N

Russisch N

05
Naturwissenschaften

Chemie
3

Physik

06

Ergänzungsfächer

Biotechnologie

2
Sondergebiete der  
Biowissenschaften

Sondergebiete der  
Ernährungswissenschaften

07
Religionslehre / Ethik

Religionslehre2

2
Ethik3

08 Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

2

09 Informatik Informatik 2

10 Sport Sport 2

Summe 32

Wahlfächer

Bildende Kunst 2 Psychologie4 2

Chinesisch 2 Wirtschaftslehre 2

Literatur und Theater 2 Bioinformatik 2

Musik 2 Mathe + 2

Global Studies 2 Nachhaltige Landwirtschaft  
und Umwelt

2

Philosophie4 2 Seminarkurs5 3

sowie nicht gewählte Fächer der Stundentafelbereiche 04, 05, 06

1  In der Stundenzahl ist je Kurs eine Wochenstunde für Laborübungen enthalten.
2  Kurse in Religionslehre anderer Religionsgemeinschaften bedürfen im Einzelfall der Genehmigung des Kultusministeriums.
3  Nach Maßgabe des § 100 a SchG und des § 23 Absatz 3 für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen.
4 � Die Kurse können in der Jahrgangsstufe 1 oder 2 oder jahrgangsübergreifend angeboten werden. In jedem Fach können ins gesamt nur zwei Kurse 

besucht werden
5  Es können nur 2 Kurse in der Jahrgangsstufe 1 besucht werden.
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Anlage 3
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Jahrgangsstufen des Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen Aufbauform 
biotechnologischer Richtung (BTG)

Pflichtfächer

Nr. Stundentafelbereiche Fächer Std.

01 Berufsbezogenes Schwerpunktfach Biotechnologie1 6

02

Kernkompetenzfächer 

Erhöhtes  
Anforderungsniveau

Deutsch
5

Mathematik

03 Grundlegendes  
Anforderungsniveau

Deutsch
4

Mathematik

04

Fremdsprachen

Englisch F

4

Französisch F / N

Spanisch F / N

Italienisch N

Russisch N

05
Naturwissenschaften

Chemie
3

Physik

06

Ergänzungsfächer 

Bioinformatik

2
Sondergebiete der  
Biowissenschaften

Sondergebiete der  
Ernährungswissenschaften

07
Religionslehre / Ethik

Religionslehre2

2
Ethik3

08 Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

2

09 Informatik Informatik 2

10 Sport Sport 2

Summe 32

Wahlfächer

Bildende Kunst 2 Psychologie4 2

Chinesisch 2 Wirtschaftslehre 2

Literatur und Theater 2 Mathe + 2

Musik 2 Nachhaltige Landwirtschaft  
und Umwelt 2

Global Studies 2

Philosophie4 2 Seminarkurs5

sowie nicht gewählte Fächer der Stundentafelbereiche 04, 05, 06

1  In der Stundenzahl ist je Kurs eine Wochenstunde für Laborübungen enthalten.
2  Kurse in Religionslehre anderer Religionsgemeinschaften bedürfen im Einzelfall der Genehmigung des Kultusministeriums.
3  Nach Maßgabe des § 100 a SchG und des § 23 Absatz 3 für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen.
4 � Die Kurse können in der Jahrgangsstufe 1 und 2 oder jahrgangsübergreifend angeboten werden. In jedem Fach können insgesamt nur zwei Kurse 

besucht werden.
5  Es können nur 2 Kurse in der Jahrgangsstufe 1 besucht werden.
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Anlage 4
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Jahrgangsstufen des Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen und  
sechsjährigen Aufbauform ernährungswissenschaftlicher Richtung (EG)

Pflichtfächer

Nr. Stundentafelbereiche Fächer Std.

01 Berufsbezogenes Schwerpunktfach Ernährung und Chemie1 6

02

Kernkompetenzfächer 

Erhöhtes  
Anforderungsniveau

Deutsch
5

Mathematik

03 Grundlegendes  
Anforderungsniveau

Deutsch
4

Mathematik

04

Fremdsprachen

Englisch F

4

Französisch F / N

Spanisch F / N

Italienisch N

Russisch N

05
Naturwissenschaften

Biologie
3

Physik

06

Ergänzungsfächer

Biotechnologie

2
Sondergebiete der  
Biowissenschaften

Sondergebiete der  
Ernährungswissenschaften

07
Religionslehre / Ethik

Religionslehre2

2
Ethik3

08 Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

2

09 Informatik Informatik 2

10 Sport Sport 2

Summe 32

Wahlfächer

Bildende Kunst 2 Psychologie4 2

Chinesisch 2 Wirtschaftslehre 2

Literatur und Theater 2 Bioinformatik 2

Musik 2 Mathe + 2

Global Studies 2 Nachhaltige Landwirtschaft  
und Umwelt

2

Philosophie4 2 Seminarkurs5 3

sowie nicht gewählte Fächer der Stundentafelbereiche 04, 05, 06

1  In der Stundenzahl ist je Kurs eine Wochenstunde für Laborübungen enthalten.
2  Kurse in Religionslehre anderer Religionsgemeinschaften bedürfen im Einzelfall der Genehmigung des Kultusministeriums.
3  Nach Maßgabe des § 100 a SchG und des § 23 Absatz 3 für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen.
4 � Die Kurse können in der Jahrgangsstufe 1 und 2 oder jahrgangsübergreifend angeboten werden. In jedem Fach können insgesamt nur zwei Kurse 

besucht werden.
5  Es können nur 2 Kurse in der Jahrgangsstufe 1 besucht werden.



768	 GBl. vom 9. September 2021� Nr. 27

Anlage 5
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Jahrgangsstufen des Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen und sechsjährigen 
Aufbauform sozial- und gesundheitswissenschaftlicher Richtung (SGG)

Pflichtfächer

Nr. Stundentafelbereiche Fächer Std.

01
Berufsbezogenes Schwerpunktfach

Gesundheit und Biologie1

6
Pädagogik und Psychologie

02

Kernkompetenzfächer 

Erhöhtes  
Anforderungsniveau

Deutsch
5

Mathematik

03 Grundlegendes  
Anforderungsniveau

Deutsch
4

Mathematik

04

Fremdsprachen

Englisch F

4

Französisch F / N

Spanisch F / N

Italienisch N

Russisch N

05

Naturwissenschaften

Biologie (Schwerpunkt Soziales)

3Chemie

Physik (Schwerpunkt Gesundheit)

06

Ergänzungsfächer

Sondergebiete der  
Biowissenschaften

2Sondergebiete der  
Ernährungswissenschaften

Sozialmanagement

07
Religionslehre / Ethik

Religionslehre2

2
Ethik3

08 Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

2

09 Informatik Informatik 2

10 Sport Sport 2

Summe 32

Wahlfächer

Bildende Kunst 2 Psychologie (Schwerpunkt Gesundheit)4 2

Chinesisch 2 Wirtschaftslehre 2

Literatur und Theater 2 Bioinformatik (Schwerpunkt Gesundheit) 2

Musik 2 Mathe + 2

Global Studies 2 Physik (Schwerpunkt Soziales) 3

Philosophie4 2 Seminarkurs5 3

sowie nicht gewählte Fächer der Stundentafelbereiche 04, 05, 06

1  In der Stundenzahl ist je Kurs eine Wochenstunde für Laborübungen enthalten.
2  Kurse in Religionslehre anderer Religionsgemeinschaften bedürfen im Einzelfall der Genehmigung des Kultusministeriums.
3  Nach Maßgabe des § 100 a SchG und des § 23 Absatz 3 für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen.
4 � Die Kurse können in der Jahrgangsstufe 1 und 2 oder jahrgangsübergreifend angeboten werden. In jedem Fach können insgesamt nur zwei Kurse 

besucht werden.
5  Es können nur 2 Kurse in der Jahrgangsstufe 1 besucht werden.
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Anlage 6
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Jahrgangsstufen des Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen und  
sechsjährigen Aufbauform technischer Richtung (TG)

Pflichtfächer

Nr. Stundentafelbereiche Fächer Std.

01

Berufsbezogene Schwerpunktfächer

Gestaltungs- und  
Medientechnik1

6
Informationstechnik1

Mechatronik2

Technik und Management2

Umwelttechnik2

02

Kernkompetenzfächer 

Erhöhtes  
Anforderungsniveau

Deutsch
5

Mathematik

03 Grundlegendes  
Anforderungsniveau

Deutsch
4

Mathematik

04

Fremdsprachen

Englisch F

4

Französisch F / N

Spanisch F / N

Italienisch N

Russisch N

05 Naturwissenschaften Chemie
3

Physik

06
Ergänzungsfächer

Chemische Laborübungen
2

Physikalische Laborübungen

07
Religionslehre / Ethik

Religionslehre3

2
Ethik4

08 Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

2

09 Informatik Informatik 2

10 Sport Sport 2

Summe 32

Wahlfächer

Bildende Kunst 2 Wirtschaftslehre (nicht TGTM) 2

Chinesisch 2 Wirtschaftslehre mit Projekt
management (nur TGTM) 2

Literatur und Theater 2

Musik 2 Biologie 3

Global Studies 2 Mathe + 2

Philosophie6 2 Sondergebiete der Technik5 2

Psychologie6 2 Seminarkurs7 3

sowie nicht gewählte Fächer der Stundentafelbereiche 04, 05, 06

1 � Soweit der Unterricht in diesen Fächern den Einsatz von Rechnern erforderlich macht, können je Kurs höchstens zwei Gruppen gebildet werden 
(Mindestgruppengröße: 8).

2  In der Stundenzahl ist je Kurs eine Wochenstunde für Laborübungen enthalten.
3  Kurse in Religionslehre anderer Religionsgemeinschaften bedürfen im Einzelfall der Genehmigung des Kultusministeriums.
4  Nach Maßgabe des § 100 a SchG und des § 23 Absatz 3 für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen.
5 � Der Unterricht kann auch jahrgangsübergreifend erteilt werden, sofern hierdurch nicht für einzelne Schülerinnen und Schüler Lehrplaneinheiten 

wiederholt unterrichtet werden.
6 � Die Kurse können in der Jahrgangsstufe 1 und 2 oder jahrgangsübergreifend angeboten werden. In jedem Fach können insgesamt nur zwei Kurse 

besucht werden.
7  Es können nur 2 Kurse in der Jahrgangsstufe 1 besucht werden.
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Anlage 7
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Jahrgangsstufen des Beruflichen Gymnasiums der dreijährigen und  
sechsjährigen Aufbauform wirtschaftswissenschaftlicher Richtung (WG)

Pflichtfächer

Nr. Stundentafelbereiche Fächer Std.

01

Berufsbezogene Schwerpunktfächer

Internationale Volks- und 
Betriebswirtschaftslehre

6
Volks- und Betriebs
wirtschaftslehre

Volks- und Betriebswirtschafts-
lehre mit Schwerpunkt Finanzen

02

Kernkompetenzfächer 

Erhöhtes  
Anforderungsniveau

Deutsch
5

Mathematik

03 Grundlegendes  
Anforderungsniveau

Deutsch
4

Mathematik

04

Fremdsprachen

Englisch F

4

Französisch F / N

Spanisch F / N

Italienisch N

Russisch N

05

Naturwissenschaften

Biologie

3Chemie

Physik

06

Ergänzungsfächer

Global Studies

2
Privates  
Vermögensmanagement

Wirtschaftsinformatik

07
Religionslehre / Ethik

Religionslehre1

2
Ethik2

08 Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

Geschichte mit  
Gemeinschaftskunde

2

09 Informatik Informatik 2

10 Sport Sport 2

Summe 32

Wahlfächer

Bildende Kunst 2 Ökonomische Studien 2

Chinesisch 2 Philosophie3 2

Literatur und Theater 2 Psychologie3 2

Musik 2 Wirtschaftsgeografie 2

Finanzwirtschaftliche Studien
2 Mathe + 2

Seminarkurs4 3

sowie nicht gewählte Fächer der Stundentafelbereiche 04, 05, 06

1  Kurse in Religionslehre anderer Religionsgemeinschaften bedürfen im Einzelfall der Genehmigung des Kultusministeriums.
2  Nach Maßgabe des § 100 a SchG und des § 23 Absatz 3 für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen.
3 � Die Kurse können in der Jahrgangsstufe 1 und 2 oder jahrgangsübergreifend angeboten werden. In jedem Fach können insgesamt nur zwei Kurse 

besucht werden.
4  Es können nur 2 Kurse in der Jahrgangsstufe 1 besucht werden.
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Anlage 8
(zu § 7 Absatz 1)

Stundentafel für die Klassen 8 bis 10 des Beruflichen Gymnasiums  
der sechsjährigen Aufbauform 

ernährungswissenschaftlicher Richtung (EG) sowie 
sozial- und gesundheitswissenschaftlicher Richtung (SGG) 

technischer Richtung (TG) 
wirtschaftswissenschaftlicher Richtung (WG) 

Klasse

8 9 10

1. Pflichtfächer Std. Std. Std.

Ernährung, Soziales und Gesundheit1 (EG/SGG) 2+2 2+2 2+2

Technik1 (TG) 2+2 2+2 2+2

Volks- und Betriebswirtschaftslehre1 (WG) 2+2 2+2 2+2

Deutsch 4 4 4

Englisch (1. Pflichtfremdsprache) 4 4 4

Französisch oder Spanisch 

(2. Pflichtfremdsprache)2
3 3 4

Französisch oder Spanisch 

(2. Pflichtfremdsprache)3
5 5 4

Bildende Kunst oder Musik 2 2 -

Geschichte mit Gemeinschaftskunde 2 2 2

Religionslehre 2 2 2

Ethik4 (2) (2) (2)

Mathematik 4 4 4

Biologie 2 - 2

Chemie - 2 2

Physik 2 2 2

Sport 2 2 2

Summe 31 – 33 31 – 33 32 

2. Wahlfächer 

Bildende Kunst (2)5) (2)5) 2

Musik (2)5) (2)5) 2

Wirtschaftsgeografie (nur WG) – 2 2

Computertechnik (TG)

Informatik (EG, SGG, WG)
– 2 2

Laborübungen in Chemie (nur EG/SGG und TG) – 1 1 

Projekt im Profil 2 2 2

Textverarbeitung 2 – –

1)  Die zweite Zahl gibt die Wochenstundenzahl für die Praxis oder Laborübungen an.
2)  Unterricht aufbauend auf Niveau A 1 GER (F). 
3)  Unterricht für Anfängerinnen und Anfänger (N).
4)  Nach Maßgabe des § 100 a SchG für Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen.
5)  Nur, wenn nicht als Pflichtfach besucht.
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Anlage 9
(zu § 26 Absatz 3 Nummer 2)

Tabelle für die Ermittlung des vierfach gewerteten Prüfungsergebnisses  
bei schriftlicher und mündlicher Prüfung in einem Fach

Schriftliche Prüfung

Noten 6 5 4 3 2 1

– + – + – + – + – +

M
ün

dl
ic

he
 P

rü
fu

ng

Noten Punkte 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

6 0 0 3 5 8 11 13 16 19 21 24 27 29 32 35 37 40

vi
er

fa
ch

 g
ew

er
te

te
s 

P
rü

fu
ng

se
rg

eb
ni

s

– 1 1 4 7 9 12 15 17 20 23 25 28 31 33 36 39 41

5 2 3 5 8 11 13 16 19 21 24 27 29 32 35 37 40 43

+ 3 4 7 9 12 15 17 20 23 25 28 31 33 36 39 41 44

– 4 5 8 11 13 16 19 21 24 27 29 32 35 37 40 43 45

4 5 7 9 12 15 17 20 23 25 28 31 33 36 39 41 44 47

+ 6 8 11 13 16 19 21 24 27 29 32 35 37 40 43 45 48

– 7 9 12 15 17 20 23 25 28 31 33 36 39 41 44 47 49

3 8 11 13 16 19 21 24 27 29 32 35 37 40 43 45 48 51

+ 9 12 15 17 20 23 25 28 31 33 36 39 41 44 47 49 52

– 10 13 16 19 21 24 27 29 32 35 37 40 43 45 48 51 53

2 11 15 17 20 23 25 28 31 33 36 39 41 44 47 49 52 55

+ 12 16 19 21 24 27 29 32 35 37 40 43 45 48 51 53 56

– 13 17 20 23 25 28 31 33 36 39 41 44 47 49 52 55 57

1 14 19 21 24 27 29 32 35 37 40 43 45 48 51 53 56 59

+ 15 20 23 25 28 31 33 36 39 41 44 47 49 52 55 57 60

Der Tabelle liegt folgender Rechenvorgang zu Grunde:

P = (2s + m) · 4
3

Ergeben sich für P nicht ganzzahlige Werte, wird auf eine volle Punktzahl gerundet (Beispiel: 41,33 auf 41 Punkte; 
42,66 Punkte auf 43 Punkte).

Dabei sind:

P	 = 	 vierfach gewertetes Prüfungsergebnis,

s	 =	 Punktzahl der schriftlichen Prüfung im Fach,

m	 =	 Punktzahl der mündlichen Prüfung im Fach.
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Anlage 10
(zu § 37 Absatz 1, 

§ 50 Absatz 3)

Umrechnung der Gesamtpunktzahl in eine Gesamtnote 

Die Punktzahl der Gesamtqualifikation (§ 26 Absatz 1, § 50 Absatz 3) ist nach folgender Tabelle in eine Gesamtnote 
umzurechnen:

Gesamtpunktzahl Gesamtnote Gesamtpunktzahl Gesamtnote

900-823 1,0 552-535 2,6

822-805 1,1 534-517 2,7

804-787 1,2 516-499 2,8

786-769 1,3 498-481 2,9

768-751 1,4 480-463 3,0

750-733 1,5 462-445 3,1

732-715 1,6 444-427 3,2

714-697 1,7 426-409 3,3

696-679 1,8 408-391 3,4

678-661 1,9 390-373 3,5

660-643 2,0 372-355 3,6

642-625 2,1 354-337 3,7

624-607 2,2 336-319 3,8

606-589 2,3 318-301 3,9

588-571 2,4 300 4,0

570-553 2,5

Prüfungstermin für die Fachhochschulreife unmittelbar 
vorhergeht oder folgt.

(3) Das Kultusministerium legt den Zeitpunkt für die 
schriftliche Prüfung fest, der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses den Zeitpunkt der mündlichen Prüfung.

(4) Die Prüfung findet an der Schule statt, die den Zu-
satzunterricht erteilt hat.

§ 2

Zusatzunterricht

(1) Der Zusatzunterricht richtet sich nach der Stunden
tafel der Anlage 1 und den Bildungs- und Lehrplänen des 
Kultusministeriums zur Erlangung der Fachhochschul-
reife und beginnt im ersten Schuljahr.

(2) Für die Teilnahme am Zusatzunterricht gilt das erste 
Schuljahr des ersten Jahres des Zusatzunterrichts als Pro-
bezeit. Die weitere Teilnahme am Zusatzunterricht des 
zweiten Schuljahres setzt voraus, dass am Ende des ers-
ten Schuljahres der Durchschnitt aus dem Fach Deutsch I 
sowie der Fächer Englisch und Mathematik des Zusatz-
unterrichts mindestens 4,0 beträgt und keines dieser 
Fächer mit der Note »ungenügend« bewertet wurde. Die 
weitere Teilnahme am Zusatzunterricht im darauffolgen-

Artikel 2

Verordnung des Kultusministeriums  
über den Erwerb der Fachhochschulreife an 

den öffentlichen Berufsfachschulen für Pflege 
(Pflegeschulen-Fachhochschulreife- 

verordnung – PflSchFHSRVO)

§ 1

Allgemeines

(1) Wer im Zusammenhang mit einer dreijährigen 
bundesgesetzlich geregelten Ausbildung an einer öffent-
lichen Berufsfachschule für Pflege die Fachhochschul-
reife erwerben will, muss einen Realschulabschluss oder 
einen dem Realschulabschluss gleichwertigen Bildungs-
stand nachweisen, am Zusatzunterricht in den Fächern 
Deutsch II, Mathematik und Englisch teilnehmen und im 
Zusammenhang mit der Abschlussprüfung eine Zusatz-
prüfung ablegen.

(2) Die Zusatzprüfung zum Erwerb der Fachhochschul-
reife wird im Zusammenhang mit der staatlichen Ab-
schlussprüfung an der Berufsfachschule für Pflege ab
genommen. Der Zusammenhang mit der Abschlussprü-
fung ist gegeben, wenn diese dem landeseinheitlichen 
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den Schuljahr setzt voraus, dass am Ende des zweiten 
Jahres des Zusatzunterrichts der Durchschnitt aus den 
Fächern Deutsch I, Englisch und Mathematik mindes-
tens 4,0 beträgt und keines dieser Fächer mit der Note 
»ungenügend« bewertet wurde.

(3) Am Ende jedes Schuljahres erhalten die Schülerinnen 
und Schüler Zeugnisse über die in den Fächern des Zu-
satzunterrichts während des ganzen Schuljahres erbrach-
ten Leistungen. Am Ende eines jeden Schulhalbjahres 
erhalten die Schülerinnen und Schüler Halbjahresinfor-
mationen. Die Leistungen im Fach Deutsch II werden 
entsprechend der Stundentafel nur im dritten Schuljahr 
ausgewiesen.

(4) Für die Bildung der Leistungsnoten, die Leistungs-
feststellung, den Umfang und die Anzahl der Klassen
arbeiten gilt die Verordnung des Kultusministeriums 
über die Notenbildung vom 5. Mai 1983 in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 3

Zulassung zur Zusatzprüfung, Anmeldenoten

(1) Zu der Zusatzprüfung ist auf Antrag zugelassen, wer 
den mittleren Bildungsabschluss nachweisen kann, an 
der Abschlussprüfung nach den §§ 9, 27 oder 29 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegebe-
rufe (PflAPrV) teilnimmt, den Zusatzunterricht ordnungs-
gemäß besucht hat und die zur Bildung von Anmelde
noten für die Fächer des Zusatzunterrichts erforderlichen 
Einzelleistungen erbracht hat. 

(2) Liegen die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen 
nicht vor, ist die Nichtzulassung von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter festzustellen und dem Prüfling un-
ter Angabe der Gründe unverzüglich schriftlich mitzutei-
len. Sie gilt als Nichtbestehen der Zusatzprüfung, es sei 
denn, dass die Gründe vom Prüfling nicht zu vertreten 
sind. 

(3) Für die Zusatzprüfung werden in den Fächern 
Deutsch II, Mathematik und Englisch Anmeldenoten ge-
bildet, die aus den während des letzten Schuljahres er-
brachten Einzelleistungen zu ermitteln sind. Die Anmel-
denoten sind dem Prüfling als ganze Noten fünf bis sie-
ben Schultage vor Beginn der schriftlichen Prüfung be-
kannt zu geben.

§ 4

Prüfungsausschuss

Für die Abnahme der Zusatzprüfung wird an der jewei
ligen Schule ein Prüfungsausschuss gebildet. Diesem ge-
hören sämtliche Lehrkräfte an, die in den Fächern der 
Zusatzprüfung an der Schule Unterricht erteilen sowie 
die Mitlgieder nach § 10 Absatz 1, 2, 3 PflAPrV entspre-
chend mit folgender Maßgabe: 

1.	�Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind bei ihrer 
Tätigkeit unabhängig. Sie sind zur Amtsverschwie-

genheit über alle Prüfungsangelegenheiten verpflich-
tet. Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
hat sie vor Beginn der Prüfung hierüber zu belehren.

2.	�Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn min-
destens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. 
Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfacher 
Mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

3.	�Für die mündliche Prüfung in den einzelnen Fächern 
bildet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses die erforderlichen Fachausschüsse. 

Jedem Fachausschuss gehören an:

a)	 die oder der Vorsitzende oder ein von ihr oder ihm 
bestimmtes Mitglied des Prüfungsausschusses als 
Leiterin oder Leiter,

b) 	die Fachlehrkraft der Klasse oder bei deren Ver
hinderung eine in dem betreffenden Prüfungsfach 
erfahrene Lehrkraft als Prüferin oder Prüfer, 

c) 	ein weiteres fachkundiges Mitglied des Prüfungs-
ausschusses, das zugleich das Protokoll führt.

Die Leiterin oder der Leiter bestimmt den Gang der 
Prüfung und kann selbst prüfen.

§ 5

Schriftliche Prüfung

(1) Die Leitung der schriftlichen Prüfung obliegt der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter.

(2) Schriftliche Prüfungsarbeiten sind in folgenden Fä-
chern zu fertigen: 

	 Deutsch	 240 Minuten

	 Englisch	 200 Minuten

	 Mathematik	 200 Minuten.

(3) Die Prüfungsaufgaben für die schriftliche Prüfung 
werden im Rahmen der Bildungs- und Lehrpläne landes-
einheitlich vom Kultusministerium gestellt.

(4) Über die schriftliche Prüfung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von der Schulleiterin oder vom Schulleiter 
und den Aufsicht führenden Lehrkräften unterschrieben 
wird.

(5) Die schriftlichen Arbeiten werden von der Fachlehr-
kraft der Klasse und einer weiteren, von der Schulleiterin 
oder vom Schulleiter bestimmten Lehrkraft korrigiert 
und bewertet; dabei sind ganze und halbe Noten zu ver-
wenden. Als Note der schriftlichen Prüfung gilt der auf 
die erste Dezimale errechnete Durchschnitt der beiden 
Bewertungen, der auf eine ganze oder halbe Note zu 
runden ist; Dezimalen von 0,3 bis 0,7 sind hierbei auf 
eine halbe Note, die übrigen Dezimalen auf eine ganze 
Note zu runden. Weichen die Bewertungen um mehr als 
eine ganze Note voneinander ab und können sich die bei-
den Bewertenden nicht einigen, setzt das vorsitzende 
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Mitglied des Prüfungsausschusses die endgültige Note 
fest; dabei gelten die Bewertungen der beiden Bewerten-
den als Grenzwerte, die nicht über- und unterschritten 
werden dürfen.

(6) Die Noten der schriftlichen Prüfung in den einzelnen 
Fächern werden den Prüflingen fünf bis sieben Schultage 
vor der mündlichen Prüfung bekannt gegeben.

§ 6

Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung soll keine Wiederholung, 
sondern eine Ergänzung der schriftlichen Prüfung sein. 
Sie dauert in der Regel 10 bis 15 Minuten je Prüfling und 
Fach.

(2) Die mündliche Prüfung kann als Einzel- oder Gruppen
prüfung durchgeführt werden. Bei Gruppenprüfungen 
können bis zu drei Prüflinge zusammen geprüft werden. 
Die Entscheidung trifft das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses.

(3) Die mündliche Prüfung kann sich auf alle in § 5 Ab-
satz 2 dieser Bestimmungen genannten Fächer erstrecken. 

(4) Auf Grund der Anmeldenoten und der Noten der 
schriftlichen Prüfung bestimmt das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses, in welchen Fächern mündlich 
zu prüfen ist. Von der mündlichen Prüfung kann in den 
Fächern abgesehen werden, in denen die Anmeldenote 
und die Note der schriftlichen Prüfung übereinstimmen. 
Die zu prüfenden Fächer sind den Prüflingen fünf bis sie-
ben Schultage vor der mündlichen Prüfung bekannt zu 
geben. Darüber hinaus kann der Prüfling bis zum nächs-
ten Schultag der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
schriftlich weitere Fächer nach Absatz 3 benennen, in 
denen mündlich geprüft werden soll. 

(5) Im Anschluss an jede mündliche Prüfung setzt der 
Fachausschuss das Ergebnis der mündlichen Prüfung auf 
Vorschlag der Prüferin oder des Prüfers fest; dabei sind 
ganze und halbe Noten zu verwenden. Kann sich der 
Fachausschuss auf keine bestimmte Note einigen oder 
mehrheitlich mit der Stimme der Leiterin oder des Lei-
ters für keine bestimmte Note entscheiden, so wird die 
Note aus dem auf die erste Dezimale errechneten Durch-
schnitt der Bewertungen aller Mitglieder gebildet, der 
auf eine ganze oder halbe Note zu runden ist. Als Note 
der mündlichen Prüfung gilt der auf die erste Dezimale 
errechnete Durchschnitt der beiden Bewertungen, der auf 
eine ganze oder halbe Note zu runden ist; Dezimalen von 
0,3 bis 0,7 sind hierbei auf eine halbe Note, die übrigen 
Dezimalen auf eine ganze Note zu runden. 

(6) Über die mündliche Prüfung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von den Mitgliedern des Fachausschusses 
unterschrieben wird.

§ 7

Ermittlung des Prüfungsergebnisses

(1) Die Endnoten in den einzelnen Fächern der Zusatz-
prüfung werden in einer Schlusssitzung des Prüfungs-
ausschusses auf Grund der Anmeldenoten und der Prü-
fungsleistungen ermittelt, wobei der Durchschnitt auf die 
erste Dezimale zu errechnen und auf eine ganze Note zu 
runden ist; § 6 Absatz 5 Satz 3, 2. Halbsatz gilt entspre-
chend.

(2) Bei der Ermittlung der Endnoten zählen die Anmelde
note, die Note der schriftlichen Prüfung und die Note der 
mündlichen Prüfung je einfach.

(3) Die Durchschnittsnote zur Vergabe von Studienplät-
zen wird gebildet aus dem arithmetischen Mittel der ein-
zelnen Endnoten in den Fächern des Zusatzunterrichts 
sowie der doppelt gewichteten Prüfungsnoten im schrift-
lichen, mündlichen und praktischen Teil der beruflichen 
Abschlussprüfung.

(4) Der Prüfungsausschuss stellt in der Schlusssitzung 
fest, wer die Zusatzprüfung bestanden hat. Nach der 
Schlusssitzung ist den Prüflingen das Ergebnis der Prü-
fung unverzüglich mitzuteilen.

(5) Über die Schlusssitzung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen, die vom vorsitzenden Mitglied des Prüfungsaus-
schusses und dem Mitglied, das die Niederschrift ange-
fertigt hat, zu unterschreiben ist.

(6) Die Niederschriften über die einzelnen Teile der Prü-
fung, über die Schlusssitzung des Prüfungsausschusses, 
eine Liste mit den Prüfungsergebnissen und die Prü-
fungsarbeiten sind bei den Schulakten aufzubewahren. 
Die Niederschriften und die Prüfungsarbeiten sind nach 
Ablauf von drei Jahren seit der Schlusssitzung des Prü-
fungsausschusses zu vernichten.

§ 8

Bestehen der Prüfung

Die Zusatzprüfung ist bestanden, wenn

1.	die staatliche Prüfung nach § 19 PflAPrV bestanden 
ist,

2.	der Durchschnitt aus den Endnoten der Fächer der Zu-
satzprüfung 4,0 oder besser ist,

3.	keines der Fächer der Zusatzprüfung mit der Endnote 
»ungenügend« bewertet ist 

	 und

4.	von den Fächern der Zusatzprüfung nicht mehr als ein 
Fach mit der Note »mangelhaft« bewertet ist; wurde in 
zwei Fächern der Zusatzprüfung die Note »mangel-
haft« erteilt, ist die Zusatzprüfung bestanden, wenn 
für beide Fächer ein Ausgleich gegeben ist; ausge
glichen werden kann dabei die Note »mangelhaft« in 
einem Fach der Zusatzprüfung 
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Beeinträchtigung oder eines anderen wichtigen Grundes 
der Prüfung unterzogen hat, kann dies nachträglich nicht 
mehr geltend machen. Der Kenntnis steht die fahrlässige 
Unkenntnis gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt insbe-
sondere dann vor, wenn beim Vorliegen einer gesund-
heitlichen Beeinträchtigung nicht unverzüglich eine Klä-
rung herbeigeführt wurde.

(3) Sofern und soweit ein wichtiger Grund vorliegt, gilt 
die Zusatzprüfung als nicht unternommen. Die Teil-
nahme an einer Nachprüfung ist zu ermöglichen. In die-
sem Falle bleiben die bereits erbrachten Prüfungsleistun-
gen bestehen.

(4) Vor Beginn der Prüfung ist auf diese Bestimmungen 
hinzuweisen.

§ 11

Zeugnis der Fachhochschulreife

Wer nach der Feststellung des Prüfungsausschusses die 
Abschlussprüfung und die Zusatzprüfung bestanden hat, 
erhält das Zeugnis der Fachhochschulreife, das zum Stu-
dium an einer Fachhochschule berechtigt. Dabei werden 
die Prüfungsnoten des schriftlichen, mündlichen und 
praktischen Teils sowie die Gesamtnote der staatlichen 
Prüfung, die nicht Gegenstand der Zusatzprüfung waren, 
aus dem Abschlusszeugnis nach § 19 Absatz 2 PflAPrV 
übernommen.

a)	 mit mindestens der Note »gut« in einem anderen 
Fach der Zusatzprüfung oder

b)	 durch mindestens die Prüfungsnote »gut« im 
schriftlichen oder mündlichen Teil der Abschluss-
prüfung nach § 19 PflAPrV. 

§ 9

Wiederholung der Prüfung

Wer nur die Zusatzprüfung nicht bestanden hat, kann sie 
einmal zum nächsten Prüfungstermin ohne erneuten Be-
such der Berufsfachschule für Pflege wiederholen.

§ 10

Nichtteilnahme, Rücktritt

(1) Wer ohne wichtigen Grund an einem der Prüfungs-
teile ganz oder teilweise nicht teilnimmt, hat die Zusatz-
prüfung nicht bestanden. Der wichtige Grund ist der 
Schule unverzüglich mitzuteilen. Über das Vorliegen ei-
nes wichtigen Grundes entscheidet bei der schriftlichen 
Prüfung die Schulleiterin oder der Schulleiter, bei der 
mündlichen Prüfung das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses.

(2) Als wichtiger Grund gilt insbesondere Krankheit. Auf 
Verlangen ist ein ärztliches oder amtsärztliches Zeugnis 
vorzulegen. Wer sich in Kenntnis einer gesundheitlichen 

Anlage 1
(zu § 2 Absatz 1)

Stundentafel der öffentlichen Berufsfachschule für Pflege (Vollzeitform)

– durchschnittliche Zahl der Wochenstunden –

1. Schuljahr 2. Schuljahr 3. Schuljahr

1. Pflichtbereich

Religionslehre sowie Religiöse und ethische  
Kompetenzen entwickeln

Deutsch I1

I Pflegeprozesse in akuten und dauerhaften  
Pflegesituationen gestalten2

9 9 8,5

II Kommunikation und Beratung gestalten 2,5 2,5 2,5

III Intra- und interprofessionelles Handeln 
gestalten und mitgestalten2

2,5 2,5 2,5

IV Das eigenen Handeln ethisch sowie rechtlich  
reflektieren und begründen

1 1,5 1,5

V Das eigene Handeln wissenschaftlich und  
berufsethisch reflektieren und begründen

1,5 1,5 1

Stunden zur freien Verfügung 2 2 2

Wochenstunden gesamt 18,5 19 18
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Artikel 3

Änderung der Verordnung über den Erwerb der  
Fachhochschulreife in der gymnasialen Oberstufe

Die Fachhochschulreifeverordnung Gymnasien vom  
17. Mai 2009 (GBl. S. 238), die zuletzt durch Artikel 3 
der Verordnung vom 18. Juni 2020 (GBl. S. 590, 622) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 2 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt neu gefasst:

	 »2. im Beruflichen Gymnasium müssen

a)	 im berufsbezogenen Schwerpunktfach sowie in 
dem auf erhöhtem Anforderungsniveau gewählten 
Kernkompetenzfach (Deutsch oder Mathematik) je 
zwei Kurse belegt und bei einfacher Wertung min-
destens 20 Punkte erreicht sein, 

b)	 in weiteren Fächern elf Kurse belegt sein und

c)	 in mindestens 60 Prozent der insgesamt anzurech-
nenden Kurse mindestens jeweils fünf Punkte er-
reicht sein, hierunter zwei Kurse aus Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe a;"

2.	§ 5 folgender Absatz 4 angefügt:

	 »Auf Schülerinnen und Schüler, die nach der Verord-
nung des Kultusministeriums über die Jahrgangsstu-
fen sowie über die Abiturprüfung an beruflichen Gym-
nasien in der bis zum 31. Juli 2021 geltenden Fassung 
die erste oder zweite Jahrgangsstufe des Kurssystems 
besucht haben, findet jeweils § 2 Absatz 1 Nummer 2 
in der am 31. Juli 2021 geltenden Fassung weiterhin 
Anwendung.«

Artikel 4

Änderung der Verordnung des Kultusministeriums  
über die Ausbildung und Prüfung an den Berufs

fachschulen für Kinderpflege

In § 32 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Kinderpflegever-
ordnung vom 21. Juli 2015 (GBl. 2015, 723), die zuletzt 

1. Schuljahr 2. Schuljahr 3. Schuljahr

2. Wahlbereich

Zusatzprogramm zur Erlangung der Fachhochschulreife

Deutsch II – – 1

Englisch 2 2 2

Mathematik 2 2 2

3. Praxis in der Pflege3 
(Praktische Ausbildung)

850 850 800

1) � Der Unterricht erfolgt ausbildungsintegriert im Umfang von je einer Wochenstunde je Schuljahr. Eine Note wird auf den Zeugnissen nachrichtlich 
ausgewiesen.

2) � Für den berufspraktischen Unterricht ist eine Klassenteilung im Umfang von max. drei Wochenstunden pro Schuljahr möglich.
3) � Gesamtstundenzahl in der praktischen Ausbildung in verschiedenen Organisationsformen möglich. Betreuungsschlüssel im 1. Jahr 1:3,  

im 2. und 3. Jahr 1:2,5

durch Verordnung vom 24. Juli 2017 (GBl. S. 469, 473) 
geändert wurde, werden in nach der Angabe »§ 5 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1« die Wörter »und 2« eingefügt.

Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1.	Artikel 2 díeser Verordnung tritt ab 1. August 2020 in 
Kraft.

2.	Artikel 1 und Artikel 4 dieser Verordnung treten am  
1. August 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verord-
nung des Kultusministeriums über die Beruflichen 
Gymnasien vom 18. Juni 2020 (GBl. S. 590, 622) 
außer Kraft.

3.	Artikel 1 findet für alle Schülerinnen und Schüler An-
wendung, welche zu Beginn des Schuljahres 2021/2022 
in die Eingangsklasse des Beruflichen Gymnasiums 
der dreijähriger Aufbauform, in die Klasse 11 des Be-
ruflichen Gymnasiums der sechsjährigen Aufbauform 
sowie in die Klasse 8 der sechsjährigen Aufbauform 
eintreten. Gleichzeitig treten die Verordnung des Kul-
tusministeriums über die Aufnahme in die beruflichen 
Gymnasien der dreijährigen Aufbauform (Aufnahme-
verordnung berufliche Gymnasien – dreijährige Auf-
bauform) vom 23. Dezember 1982 (GBl. 1983, S. 183), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Ja-
nuar 2018 (GBl. S. 2) geändert worden ist, die Verord-
nung des Kultusministeriums über die Versetzung an 
beruflichen Gymnasien (Versetzungsordnung beruf
liche Gymnasien) vom 19. Mai 1999 (GBl. S. 254, ber. 
S. 359), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 
18. Juni 2018 (GBl. S. 246, 249) geändert worden ist, 
sowie die Verordnung des Kultusministeriums über die 
Jahrgangsstufen sowie über die Abiturprüfung an be-
ruflichen Gymnasien (Abiturverordnung berufliche 
Gymnasien – BGVO) vom 12. März 2014 (GBl. 
S. 178), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
18. Juni 2018 (GBl. S. 246) geändert worden ist, mit 
der Maßgabe außer Kraft, dass diese letztmals für 
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Schülerinnen und Schüler Anwendung finden, die zum 
Schuljahr 2021/2022 in die erste Jahrgangsstufe der 
Qualifikationsphase eingetreten sind mit Ausnahme 
der Neufassung von § 32 Absatz 5 BGVO, die schon ab 
1. August 2021 Anwendung findet.

4.	Artikel 3 dieser Verordnung tritt am 1. August 2022 in 
Kraft.

stuttgart, den 27. August 2021� Schopper

Verordnung des Kultusministeriums  
über den Schulbetrieb  

unter Pandemiebedingungen  
(Corona-Verordnung Schule – CoronaVO 

Schule)

Vom 27. August 2021

Auf Grund von § 20 Absatz 1 Nummer 1 der Corona-
Verordnung (CoronaVO) vom 14. August 2021 (notver-
kündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsgesetzes und 
abrufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.de/de/
service/aktuelle-infos-zu-corona/uebersicht-corona-ver-
ordnungen/) wird verordnet:

§ 1

Allgemeine Anforderungen an den Betrieb  
der Schulen unter Pandemiebedingungen

(1) Der Regelbetrieb unter Pandemiebedingungen an den 
öffentlichen Schulen, den Grundschulförderklassen, den 
Schulkindergärten und den entsprechenden Einrichtun-
gen in freier Trägerschaft sowie der Betrieb von Betreu-
ungsangeboten der verlässlichen Grundschule, der flexi-
blen Nachmittagsbetreuung sowie der Horte an der 
Schule unter Pandemiebedingungen ist nach Maßgabe 
dieser Verordnung gestattet. 

(2) Die in den Hygienehinweisen des Kultusministeri-
ums in ihrer jeweils gültigen Fassung (https://km-bw.de/
Coronavirus) bestimmten Vorgaben sind einzuhalten. 
Die Lehrkräfte, das weitere schulische Personal, die 
Schülerinnen und Schüler und die Erziehungsberechtig-
ten sind jeweils in geeigneter Weise über die Hygiene-
hinweise zu unterrichten. 

(3) Es wird empfohlen, zu anderen Personen einen Min-
destabstand von 1,5 Metern einzuhalten, soweit die örtli-
chen Verhältnisse und die Anforderungen des Unterrichts 
dies zulassen. 

(4) Der Betriebsbeginn, das Betriebsende sowie die Pau-
sen sind so zu organisieren, dass eine Durchmischung 
der Klassen- oder Lerngruppen durch organisatorische 
Maßnahmen, zum Beispiel durch einen gestaffelten Be-

ginn oder die Zuweisung von Aufenthaltsbereichen, nach 
Möglichkeit vermieden wird. 

(5) Der Betrieb der Schulmensen und der gemeinsame 
Verzehr von Speisen durch Schülerinnen und Schüler so-
wie durch das an der Schule tätige Personal sind zuläs-
sig. Schülerinnen und Schüler, deren Teilnahme am 
Schulbetrieb gemäß § 4 Absatz 1 grundsätzlich auf den 
Klassenverband oder die Lerngruppe beschränkt ist, nut-
zen die Schulmensen für die Dauer dieser Maßgabe in 
möglichst konstanten Gruppen. Die Tische sind beim 
Schichtbetrieb zwischen den Schichten zu reinigen. Der 
Kiosk- sowie der Pausenverkauf von zum Verzehr in der 
Schule bestimmten Lebensmitteln, Speisen und Geträn-
ken sind zulässig. 

(6) Alle Räume, die dem Aufenthalt von mehr als einer 
Person dienen, sind mindestens alle 20 Minuten oder 
nach Warnung durch CO2-Ampeln durch das Öffnen der 
Fenster ausreichend zu lüften, es sei denn, dass der Luft-
austausch ausschließlich über eine geeignete raumluft-
technische Anlage erfolgt.

(7) Handkontaktflächen sind regelmäßig, in stark fre-
quentierten Bereichen mindestens täglich mit einem ten-
sidhaltigen Reinigungsmittel zu reinigen.

(8) Es sind Handwaschmittel in ausreichender Menge so-
wie nicht wiederverwendbare Papierhandtücher, alterna-
tiv Handdesinfektionsmittel oder andere gleichwertige 
hygienische Handtrockenvorrichtungen vorzuhalten.

§ 2

Mund-Nasen-Schutz

(1) In den Schulen sowie den Grundschulförderklassen 
in öffentlicher und freier Trägerschaft sowie den Betreu-
ungsangeboten der verlässlichen Grundschule, flexiblen 
Nachmittagsbetreuung und den Horten an der Schule be-
steht die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske. 
Es gelten die Ausnahmebestimmungen des § 3 Absatz 2 
Nummer 3 bis 5 CoronaVO.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 gilt nicht 

1.	im fachpraktischen Sportunterricht,

2.	im Unterricht in Gesang und mit Blasinstrumenten so-
wie bei entsprechenden außerunterrichtlichen Ange-
boten, sofern die Vorgaben des § 4 Absatz 2 einge
halten werden,

3.	in Zwischen- und Abschlussprüfungen, sofern der 
Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen den Per
sonen eingehalten wird,

4.	bei der Nahrungsaufnahme (Essen und Trinken),

5.	in den Pausenzeiten außerhalb der Gebäude und 

6.	für Schwangere, die aufgrund Gefährdungsbeurtei-
lung nach Mutterschutzgesetz im Unterricht eingesetzt 
werden können, sofern der Abstand von 1,5 Metern zu 
allen Personen sicher eingehalten werden kann.
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§ 3

Testung

(1) Die öffentlichen Schulen, die Grundschulförder
klassen, die Schulkindergärten sowie die entsprechenden 
Einrichtungen in freier Trägerschaft haben den im Prä-
senzunterricht einbezogenen Kindern oder Schülerinnen 
und Schülern sowie dem an den Einrichtungen in der 
Präsenz tätigen Personal in jeder Schulwoche zwei 
COVID-19-Schnelltests im Sinne des § 1 Nummer 3 
Corona-Verordnung Absonderung anzubieten; hiervon 
ausgenommen sind immunisierte Personen im Sinne des 
§ 4 Absatz 1 CoronaVO. Zulässig ist auch eine Testung 
durch eine Labordiagnostik mittels Nukleinsäurenach-
weis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukle-
insäureamplifikationstechnik). Den Zeitpunkt und die 
Organisation der Testung bestimmt die Schulleitung. 

(2) Der Testnachweis gemäß § 10 Absatz 1 Nummer 5 
kann erbracht werden durch

1.	die Teilnahme an der Testung nach Absatz 1; dies gilt 
auch, sofern an der Schule die Testung nicht vor oder 
unmittelbar nach dem Betreten des Schulgeländes, 
sondern zu einem späteren Zeitpunkt am Schultag 
durchgeführt wird, oder

2.	den Nachweis einer Testung mit negativem Ergebnis, 
der geführt werden kann durch

a)	 einen Testnachweis im Sinne des § 5 Absatz 3 
CoronaVO, oder

b) 	die Eigenbescheinigung der Erziehungsberechtig-
ten nach ordnungsgemäß durchgeführtem COVID-
19-Schnelltest auf dem durch das Kultusministe-
rium vorgegebenen Musterformular für Schülerin-
nen und Schüler der Grundschulen, der Grund
stufen der Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren, der Sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren mit den Förder-
schwerpunkten geistige Entwicklung, körperliche 
und motorische Entwicklung, Sonderpädagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentren mit anderen 
Förderschwerpunkten mit diesen Bildungsgängen, 
sowie für Kinder der Grundschulförderklassen und 
der Schulkindergärten, sofern nach Entscheidung 
der Schulleitung die Testung nicht in der Organisa-
tionshoheit der Schule durchgeführt wird, 

	 wenn der Nachweis durch die Schülerinnen und Schü-
ler spätestens am Tag einer nach Absatz 1 angebotenen 
Testung, durch Lehrkräfte und sonstige Personen zu 
einem von der Schulleitung festzulegenden Zeitpunkt 
erfolgt und die zugrundeliegende Testung nicht mehr 
als 48 Stunden zurückliegt.

(3) Die Möglichkeit zur Eigenbescheinigung nach Ab-
satz 2 Nummer 2 Buchstabe b gilt für das an den Einrich-
tungen nach Absatz 1 tätige Personal sowie für volljäh-
rige Schülerinnen und Schüler der in Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe b genannten Einrichtungen entsprechend. 

§ 4

Grundsätze für den Unterricht und  
außerunterrichtliche Veranstaltungen

(1) Unterliegt eine Schülerin oder ein Schüler nach ei-
nem positiven Test auf das Coronavirus SARS-CoV-2 
der Pflicht zur Absonderung, nehmen die übrigen Schü-
lerinnen und Schüler der Klasse oder Lerngruppe für den 
Zeitraum von fünf Schultagen am Unterricht und an au-
ßerunterrichtlichen Angeboten grundsätzlich nur in ih-
rem Klassenverband oder ihrer Lerngruppe teil; die Teil-
nahme an klassen-, jahrgangs- und schulübergreifenden 
Unterrichtsstunden sowie an Förder-, Betreuungs-, 
Ganztagsangeboten und Schulveranstaltungen ist in die-
sem Zeitraum nur in möglichst konstant zusammenge-
setzten Gruppen zulässig. Für Kinder, die in den in § 1 
Absatz 1 genannten Einrichtungen betreut werden, gilt 
Satz 1 und § 1 Absatz 5 Satz 2 entsprechend. 

(2) Für den Unterricht in Gesang und mit Blasinstrumen-
ten sowie bei entsprechenden außerunterrichtlichen An-
geboten ist zu gewährleisten, dass 

1. 	während der gesamten Unterrichtszeit ein Abstand 
von mindestens 2 Metern in alle Richtungen zu ande-
ren Personen eingehalten wird und keine Personen im 
direkten Luftstrom einer anderen Person stehen und

2.	beim Unterricht an Blasinstrumenten 

a)	 kein Durchblasen oder Durchpusten stattfindet und

b)	 häufiges Kondensatablassen in ein mit Folie ausge-
kleidetes, verschließbares Gefäß erfolgt, das nach 
jeder Unterrichtseinheit geleert wird, und Konden-
satreste am Boden durch Einmaltücher aufgenom-
men werden, die direkt entsorgt werden.

Beim Unterricht an Blasinstrumenten wird zwischen  
der Lehrkraft und den Schülerinnen und Schülern die In-
stallation einer durchsichtigen Schutzwand (mindestens 
1,8 Meter × 0,9 Meter) empfohlen. 

(3) Mehrtägige außerunterrichtliche Veranstaltungen im 
Ausland sind bis zum 31. Januar 2022 untersagt. Ein- 
und mehrtägige Praktika sind zulässig, soweit diese in 
den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen oder Schul-
versuchsbestimmungen vorgeschrieben sind oder zu dem 
Zweck durchgeführt werden, den Unterricht inhaltlich zu 
ergänzen. 

(4) Die Mitwirkung außerschulischer Personen am 
Schulbetrieb ist mit Zustimmung der Schulleitung zuläs-
sig. Eine Zustimmung der Schulleitung nach Satz 1 ist 
für die Mitwirkung solcher Personen am Schulbetrieb 
nicht erforderlich, die aufgrund einer vertraglichen Ver-
einbarung oder aufgrund anderer dienstrechtlicher 
Grundlage im Schulbetrieb tätig sind, wie zum Beispiel 
außerschulische Partner im Ganztagsbetrieb, Teach First 
Fellows oder Schulsozialarbeiter. Die Befugnisse der 
Schulleitungen nach § 41 Schulgesetz (SchG) bleiben 
hiervon unberührt.
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(5) Soweit der Unterricht für einzelne Schülerinnen und 
Schüler oder für die ganze Klasse oder Lerngruppe nicht 
in der Präsenz stattfinden kann, findet Fernunterricht 
statt. Die Teilnahme der Schülerinnen und Schüler am 
Fernunterricht unterliegt der Schulpflicht.

(6) Schülerinnen und Schüler können von der Schule auf 
Antrag von der Pflicht zum Besuch des Präsenzunter-
richts befreit werden, sofern durch die Vorlage einer ärzt-
lichen Bescheinigung glaubhaft gemacht wird, dass im 
Falle einer COVID-19 Erkrankung mit einem besonders 
schweren Krankheitsverlauf für die Schülerin oder den 
Schüler oder eine mir ihr oder ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebende Person zu rechnen ist. Die Erklärung ist 
von den Erziehungsberechtigten oder den volljährigen 
Schülerinnen und Schülern einschließlich der ärztlichen 
Bescheinigung grundsätzlich innerhalb der ersten Woche 
nach Beginn des Schulhalbjahres oder Schuljahres abzu-
geben; bei einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse 
kann sie auch zu einem späteren Zeitpunkt mit Wirkung 
für die Zukunft abgegeben oder widerrufen werden. Im 
Falle einer Befreiung vom Präsenzunterricht nach Satz 1 
wird die Schulpflicht durch Teilnahme am Fernunterricht 
erfüllt. 

§ 5

Sportunterricht und außerunterrichtliche  
Schulsportveranstaltungen

(1) Der Sportunterricht findet nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 bis 5 statt. 

(2) Während des fachpraktischen Sportunterrichts muss 
keine medizinische Maske getragen werden. Dies gilt 
nicht für Sicherheits- und Hilfestellungen. 

(3) Wenn in einem Klassen- oder Gruppenverband eine 
Schülerin oder ein Schüler nach einer positiven Testung 
auf das Coronavirus der Pflicht zur Absonderung unter-
liegt, darf in der Gruppe oder Klasse für die Dauer der 
Maßgaben des § 4 Absatz 1 fachpraktischer Unterricht 
ausschließlich kontaktarm erfolgen. In diesem Zeitraum 
ist der Gruppe oder Klasse für die Dauer des Sportunter-
richts ein fester Bereich der Sportanlage oder Sportstätte 
zur alleinigen Nutzung zuzuweisen. Zu anderen Nutze-
rinnen und Nutzern sowie zu Schülerinnen und Schülern 
anderer Gruppen oder Klassen ist ein Mindestabstand 
von 1,5 Metern durchgängig einzuhalten; Betätigungen, 
bei denen dies nicht möglich ist, sind untersagt. Der 
fachpraktische Sportunterricht ist in diesem Zeitraum 
nur innerhalb des Klassenverbands oder der Lerngruppe 
erlaubt.

(4) Soweit in der CoronaVO Einschränkungen für den 
Fall eines verstärkten Infektionsgeschehens vorgesehen 
sind, sind diese durch entsprechende Maßnahmen im 
Sportunterricht umzusetzen. Ausnahmen gelten für den 
Sportunterricht zur Prüfungsvorbereitung einschließlich 
der fachpraktischen Leistungsfeststellungen für die 
Schülerinnen und Schüler, die Sport als Prüfungsfach ge-

wählt haben, sowie für die Basis- und Leistungskurse 
Sport der Jahrgangsstufen 1 und 2 des allgemein bilden-
den Gymnasiums und der Gemeinschaftsschule sowie 
des Faches Sport der Jahrgangsstufen 1 und 2 des beruf-
lichen Gymnasiums.

(5) Beim fachpraktischen Sportunterricht können Trai-
ningsutensilien des Anbieters oder Betreibers verwendet 
werden; soweit beim bestimmungsgemäßen Gebrauch 
dieser Utensilien ein Kontakt zu Schleimhäuten erfolgt 
oder erfolgen kann, sind sie vor der erstmaligen Verwen-
dung und vor jeder Wiederverwendung mit einem geeig-
neten Reinigungsmittel zu reinigen. 

(6) Die vorstehenden Absätze gelten für außerunterricht-
liche Sportveranstaltungen entsprechend.

§ 6

Ganztag und kommunale Betreuungsangebote

(1) Soweit Schülerinnen und Schüler in der Präsenz un-
terrichtet werden, ist für sie der Betrieb von Betreuungs-
angeboten der verlässlichen Grundschule, der flexiblen 
Nachmittagsbetreuung, der Horte an der Schule und der 
Ganztagsbetrieb zulässig.

(2) Für betriebserlaubnispflichtige Horte sowie Horte an 
der Schule gelten die Bestimmungen des § 2 CoronaVO 
Kita zum Mindestpersonalschlüssel sowie des § 3 Coro-
naVO Kita zur Nutzung anderer Räumlichkeiten entspre-
chend.

§ 7

Schulische Förderangebote in den Ferien 

(1) Für die Teilnahme an schulischen Förderangeboten, 
die außerhalb des regulären Schulbetriebs während der 
Ferien angeboten werden, gelten die Bestimmungen über 
die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske ge-
mäß § 2 entsprechend. 

(2) Für das Zutritts- und Teilnahmeverbot gelten die Be-
stimmungen des § 10 entsprechend. Der Testnachweis 
im Sinne von § 10 Absatz 1 Nummer 5 ist zweimal pro 
Woche zu einem von der Schulleitung festzulegenden 
Zeitpunkt zu erbringen. § 3 Absatz 2 gilt entsprechend 
und mit der Maßgabe, dass eine Eigenbescheinigung im 
Sinne von Nummer 2 Buchstabe b für Schülerinnen und 
Schüler aller Schularten als Testnachweis ausreichend 
ist, sofern nach Entscheidung der Schulleitung die Tes-
tung nicht in der Organisationshoheit der Schule durch-
geführt wird. Ein Anspruch auf schulische Testangebote 
gemäß § 3 Absatz 1 besteht nicht.

§ 8

Schulveranstaltungen

Schulveranstaltungen einschließlich der Klassenpfleg-
schaftssitzungen, Elternbeiratssitzungen, Schülerrats
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sitzungen und der Sitzungen der weiteren schulischen 
Gremien sind nach Maßgabe der Bestimmungen des § 10 
CoronaVO zulässig. 

§ 9

Nutzung der Schulen für nichtschulische Zwecke

(1) Die Nutzung der Räume und Plätze der Schulen für 
nichtschulische Zwecke ist zulässig, sofern durch organi-
satorische Maßnahmen eine Mischung von schulischen 
und nichtschulischen Nutzern vermieden werden kann 
und die Reinigung zwischen schulischer und nichtschuli-
scher Nutzung sichergestellt ist.

(2) Die schulische Nutzung hat stets Vorrang vor der 
Nutzung für andere Zwecke. Das Verfahren für die Ge-
stattung einer nichtschulischen Nutzung bestimmt sich 
nach § 51 SchG.

§ 10

Zutritts- und Teilnahmeverbot

(1) Für die Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 besteht ein 
Zutritts- und Teilnahmeverbot für Schülerinnen und 
Schüler, für Kinder, Lehrkräfte sowie sonstige Personen,

1.	die einer Absonderungspflicht im Zusammenhang mit 
dem Coronavirus unterliegen,

2.	die sich nach einem positiven Test nach Maßgabe der 
CoronaVO Absonderung einem PCR-Test zu unter
ziehen haben,

3.	die typische Symptome einer Infektion mit dem Coro-
navirus, namentlich Atemnot, neu auftretender Hus-
ten, Fieber, Geruchs- oder Geschmacksverlust, auf-
weisen,

4.	die entgegen §§ 2 und 7 keine medizinische Maske 
tragen oder

5.	die weder einen Testnachweis noch einen Impf- oder 
Genesenen-Nachweis im Sinne des § 4 Absatz 2 Coro-
naVO vorlegen. 

(2) Das Zutritts- und Teilnahmeverbot nach Absatz 1 
Nummer 5 besteht nicht

1.	für die Teilnahme an

a)	 Zwischen- und Abschlussprüfungen oder

b)	 für die Notengebung erforderlichen schulischen 
Leistungsfeststellungen, bei durchgängiger Wah-
rung eines Mindestabstands von 1,5 Metern sowie 
bei räumlicher Trennung von den Mitschülerinnen 
und Mitschülern, die den Nachweis nach § 3 Ab-
satz 2 erbracht haben,

2.	für Schülerinnen und Schüler, an denen ein COVID-
19-Test im Sinne des § 2 Nummer 7 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung (SchAusnahmV) 
aufgrund einer Behinderung nicht durchgeführt werden 
kann, sofern die vorliegende Behinderung und die Un-
durchführbarkeit durch eine ärztliche Bescheinigung 
glaubhaft gemacht werden,

3.	für immunisierte Personen im Sinne des § 4 Absatz 1 
CoronaVO,

4.	für das kurzfristige Betreten des Schulgeländes, so-
weit dieses für die Wahrnehmung des Personensorge-
rechts oder für die Teilnahme am Fernunterricht zwin-
gend erforderlich ist, und

5.	für das kurzfristige Betreten, das für den Betrieb der 
Schule erforderlich ist, zum Beispiel durch Dienst
leister, oder soweit der Zutritt außerhalb der Betriebs-
zeiten, zum Beispiel durch das Reinigungspersonal, 
erfolgt.

(3) Für die Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 besteht ein 
Zutritts- und Teilnahmeverbot für Schülerinnen und 
Schüler und für Kinder, solange sie die nach § 5 Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 CoronaVO Absonderung be-
stehende Testpflicht nicht oder nicht vollständig erfüllen, 
längstens für die Dauer von 14 Tagen. Soweit zur Erfül-
lung dieser Testpflicht an der Testung nach § 3 Absatz 1 
teilgenommen wird, darf diese abweichend von Satz 1 
unverzüglich nach dem Betreten des Schulgeländes 
durchgeführt werden.

(4) Schülerinnen und Schüler, für die ein Zutritts- und 
Teilnahmeverbot gemäß Absatz 1 Nummer 4 oder 5 be-
steht, sind nicht berechtigt, ihre Schulpflicht durch Teil-
nahme am Fernunterricht zu erfüllen. Die Nichterfüllung 
der Schulpflicht in der Präsenz aufgrund der Zutritts- 
und Teilnahmeverbote nach Satz 1 gilt als Verletzung der 
Schulbesuchspflicht im Sinne von § 72 Absatz 3 und 
§§ 85 Absatz 1, 86 und 92 SchG.

§ 11

Übergangsvorschrift

Bis einschließlich 26. September 2021 sind abweichend 
von § 3 Absatz 1 Halbsatz 2 auch immunisierten Per
sonen zwei COVID-19-Tests pro Woche anzubieten. 

§ 12

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung Schule 
vom 4. Juni 2021 (GBl. S. 485), die zuletzt durch Verord-
nung vom 30. Juli 2021 (GBl. S. 672) geändert worden 
ist, außer Kraft.

stuttgart, den 27. August 2021� Schopper

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 27. August 2021 
durch öffentliche Bekanntmachung des Kultusministe
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs-
gesetzes und trat damit gemäß § 12 der Verordnung am 
28. August 2021 in Kraft.
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Verordnung des Kultusministeriums  
über den Betrieb der Kinder-

tageseinrichtungen und Kindertages-
pflegestellen unter Pandemiebedingungen 

(Corona-Verordnung Kita – CoronaVO Kita)

Vom 27. August 2021

Auf Grund von § 20 Absatz 1 der Corona-Verordnung 
(CoronaVO) vom 14. August 2021 (notverkündet gemäß 
§ 4 des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter https://
www.baden-wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-
zu-corona/uebersicht-corona-verordnungen/) wird ver-
ordnet:

§ 1

Umfang der Betreuung 

(1) An den Kindertageseinrichtungen ist ein Regelbetrieb 
nach Maßgabe dieser Verordnung gestattet. Die Betreu-
ung erfolgt in der Einrichtung, die das Kind bisher be-
sucht hat, in möglichst konstant zusammengesetzten 
Gruppen. Ein Gruppenverbund aus zwei betriebserlaub-
ten Gruppen in einem offenen Konzept ist zulässig. In 
besonders gelagerten Fällen ist es zulässig, auch drei be-
triebserlaubte Gruppen in einem offenen Konzept als 
Gruppenverbund zu führen. 

(2) Zwischen den in der Einrichtung tätigen sowie zu an-
deren in der Einrichtung anwesenden volljährigen Per
sonen wird die Einhaltung eines Mindestabstands von 
1,5 Metern empfohlen. Zu den und zwischen den in der 
Einrichtung betreuten Kindern ist kein Mindestabstand 
zu wahren.

(3) Die Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen 
Maske gemäß § 3 CoronaVO besteht für das Fach- und 
Betreuungspersonal der Einrichtung nicht, solange es 
ausschließlich mit den Kindern Kontakt hat. Die Ver-
pflichtung besteht außerdem nicht für Kinder, die das 
sechste Lebensjahr vollendet haben, solange sie in der 
Einrichtung betreut werden.

(4) Der Betreuungsumfang kann hinter den betriebs
erlaubten Zeiten zurückbleiben. 

(5) Spaziergänge und Ausflüge im Freien sowie die 
Nutzung öffentlicher Spielplätze und ähnlicher Einrich-
tungen sind unter Beibehaltung der konstanten Gruppen-
zusammensetzung in Gruppenstärke zuzüglich Betreu-
ungspersonal gestattet. Eine Durchmischung mit anderen 
Gruppen und Personen ist zu vermeiden.

(6) Veranstaltungen in der Kindertageseinrichtung und in 
der Kindertagespflege sind nach Maßgabe der Bestim-
mungen der §§ 9 und 10 CoronaVO zulässig.

§ 2

Mindestpersonalschlüssel 

(1) Steht die sich aus dem Mindestpersonalschlüssel der 
Kindertagesstättenverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung ergebende Mindestpersonalanzahl pandemiebe-
dingt nicht zur Verfügung, kann diese um bis zu 20 vom 
Hundert unterschritten werden, sofern die Wahrnehmung 
der Aufsichtspflicht dennoch uneingeschränkt möglich 
ist. Wird die Mindestpersonalanzahl um mehr als 20 vom 
Hundert unterschritten, ist insoweit Ersatz durch eine ge-
eignete Erziehungs- und Betreuungsperson erforderlich.

(2) Die Unterschreitung des Mindestpersonalschlüssels 
ist dem Kommunalverband für Jugend und Soziales Ba-
den-Württemberg (KVJS) anzuzeigen. Darüber hinaus 
kann mit Zustimmung des KVJS von den Höchstgrup-
pengrößen abgewichen werden.

§ 3

Nutzung anderer Räumlichkeiten

Der Betrieb von Teilen der Einrichtung ist in anderen  
als den im Antrag auf Erteilung der Betriebserlaubnis 
genannten Räumlichkeiten zulässig, sofern der Träger 
gegenüber dem KVJS erklärt, dass von den baulichen 
Gegebenheiten und der Ausstattung der Räume keine 
Gefährdungen für die Kinder ausgehen.

§ 4

Betrieb der Kindertagespflege 

Der Betrieb der Kindertagespflegestellen ist gestattet, so-
fern die Schutzhinweise gemäß § 5 in ihrer jeweils gülti-
gen Fassung umgesetzt werden.

§ 5

Schutzhinweise 

Die gemeinsamen Schutzhinweise für die Betreuung in 
Kindertagespflege und Kindertageseinrichtungen wäh-
rend der Corona-Pandemie des KVJS, der Unfallkasse 
Baden-Württemberg und des Landesgesundheitsamtes in 
ihrer jeweils gültigen Fassung sind verbindlich umzu
setzen. 

§ 6

Ausschluss von der Teilnahme, Betretungsverbot

(1) Ausgeschlossen von der Teilnahme an dem Betrieb 
der Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege-
stellen sind Kinder,

1.	die einer Absonderungspflicht im Zusammenhang mit 
dem Coronavirus unterliegen,
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2.	die sich nach einem positiven Test nach Maßgabe der 
Corona-Verordnung Absonderung einem PCR-Test zu 
unterziehen haben,

3.	die typische Symptome einer Infektion mit dem Co
ronavirus, namentlich Atemnot, neu auftretender Hus-
ten, Fieber, Geruchs- oder Geschmacksverlust, auf-
weisen oder

4.	solange sie die nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Corona-Ver-
ordnung Absonderung bestehende einmalige Test-
pflicht nicht erfüllen, längstens für die Dauer von 14 
Tagen.

(2) Kinder, denen die Teilnahme am Betrieb durch die 
Einrichtung oder Tagespflegestelle noch nicht wieder ge-
stattet wurde, unterliegen einem Betretungsverbot. Die 
Erziehungsberechtigten haben für die Beachtung der Be-
tretungsverbote zu sorgen.

§ 7

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung Kita vom 
4. Juni 2021 (GBl. S. 491), die zuletzt am 29. Juni 2021 
(GBl. S. 512) geändert worden ist, außer Kraft.

stuttgart, den 27. August 2021� Schopper

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 27. August 2021 
durch öffentliche Bekanntmachung des Kultusministe
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs-
gesetzes und trat damit gemäß § 7 der Verordnung am 
28. August 2021 in Kraft.

Fünfte Verordnung des Sozialministeriums 
zur Änderung der Corona-Verordnung 

Absonderung

Vom 27. August 2021

Auf Grund von § 21 der Corona-Verordnung (Coro-
naVO) vom 14. August 2021 (notverkündet gemäß § 4 
Satz 1 des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter ht-
tps://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung) 
wird verordnet:

Artikel 1

Die Corona-Verordnung Absonderung vom 10. Januar 
2021 (GBl. S. 28), die zuletzt durch Verordnung vom 21. 
Mai 2021 (GBl. S. 470) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	§ 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

	 »3.  �»Schnelltest« ist ein Antigentest hinsichtlich 
des Vorliegens oder Nichtvorliegens einer aku-
ten Infektion mit dem Coronavirus, wenn der 
Test nach den Voraussetzungen des § 5 Absatz 
3 Satz 1 CoronaVO durchgeführt wurde;«.

b)	 Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

	 »11.  �»Immunisierte Person« ist jede Person im 
Sinne des § 4 CoronaVO;«.

c)	 Nummer 12 wird wie folgt gefasst:

	 »12.  �»Besorgniserregende Virusvariante« ist eine 
Virusvariante des Coronavirus, die sich in ih-
ren Erregereigenschaften wie beispielsweise 
der Übertragbarkeit, der Virulenz oder der 
Suszeptibilität gegenüber der Immunantwort 
von immunisierten Personen relevant von den 
herkömmlichen Virusvarianten unterschei-
den; die SARS-CoV-2-Varianten B.1.1.7 (Al-
pha) und B.1.617.2 (Delta) sind keine besorg-
niserregenden Virusvarianten im Sinne dieser 
Verordnung.«. 

2.	§ 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Nummer 2 wird das Wort »frühes-
tens« und die Wörter »und mindestens 48 Stun-
den nach Symptomfreiheit« gestrichen.

bb)	In Satz 1 Nummer 3 wird das Wort »frühes-
tens« gestrichen. 

cc)	 Satz 2 wird aufgehoben.

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Nummer 1 wird das Wort »frühes-
tens« und die Wörter »und mindestens 48 Stun-
den nach Symptomfreiheit« gestrichen.

bb)	In Satz 1 Nummer 2 wird das Wort »frühes-
tens« gestrichen.

cc)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

3.	§ 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »(1) Haushaltsangehörige Personen müssen sich 
unverzüglich nach Kenntnisnahme des positiven 
PCR- oder Schnelltestergebnisses einer im selben 
Haushalt wohnenden Person in Absonderung bege-
ben. Unbeschadet des § 10 Absatz 2 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung vom 
8. Mai 2021 (SchAusnahmV – BAnz AT 8. Mai 
2021 V1) kann die zuständige Behörde von der 
Ausnahme von der Absonderungspflicht nach § 10 
Absatz 1 SchAusnahmV abweichend auch für im-
munisierte Bewohnerinnen oder Bewohner einer 
stationären Einrichtung für Menschen mit Pflege- 
und Unterstützungsbedarf oder immunisierte Pati-
entinnen oder Patienten in Krankenhäusern oder 
Reha-Einrichtungen für die Dauer ihres stationären 
Aufenthalts eine Absonderung anordnen.«.
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b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	 »(2) Enge Kontaktpersonen müssen sich unverzüg-
lich nach der Mitteilung durch die zuständige Be-
hörde über eine im Einzelfall bestehende Absonde-
rungspflicht in Absonderung begeben. Unbescha-
det des § 10 Absatz 2 SchAusnahmV kann die zu-
ständige Behörde von der Ausnahme von der 
Absonderungspflicht nach § 10 Absatz 1 SchAus-
nahmV abweichend auch für immunisierte Bewoh-
nerinnen oder Bewohner einer stationären Einrich-
tung für Menschen mit Pflege- und Unterstützungs-
bedarf oder immunisierte Patientinnen oder Patien-
ten in Krankenhäusern und Reha-Einrichtungen für 
die Dauer ihres stationären Aufenthalts eine Abson-
derung anordnen.«.

4.	§ 4 a wird zu § 6 und wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

	 »Satz 1 gilt nicht für immunisierte Personen sowie 
für Schülerinnen und Schüler oder Kinder im Sinne 
des § 5 Absätze 1 und 2, es sei denn beim Primär-
fall wurde eine besorgniserregende Virusvariante 
festgestellt.«.

b)	 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

	 »Satz 1 gilt nicht für immunisierte Personen sowie 
für haushaltsangehörige Personen von Schülerin-
nen und Schülern oder Kindern im Sinne des § 5 
Absätze 1 und 2, es sei denn beim Primärfall wurde 
eine besorgniserregende Virusvariante festge-
stellt.«.

5.	Der bisherige § 5 wird zu § 7 und in Absatz 1 Satz 1 
werden die Wörter »die Absonderungsdauer« durch 
die Wörter »der Absonderungszeitraum« ersetzt.

6.	Folgender neuer § 5 wird eingefügt:

»§ 5

Regelungen für Schülerinnen und Schüler  
sowie Kinder in Kindertageseinrichtungen  

und Kindertagespflege

	 (1) Bei Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus 
in weiterführenden Schulen, in der Haupt- und Berufs-
schulstufe der sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren, in beruflichen Schulen und Einrich-
tungen zur Betreuung von Schulkindern besteht für 
die Schülerinnen und Schüler innerhalb der Klasse, 
Lern- oder Betreuungsgruppe, in der die Infektion auf-
getreten ist, abweichend von § 4 Absatz 2 Satz 1 eine 
tägliche Testpflicht mittels Schnelltest oder PCR-Test 
für den Zeitraum von fünf Schultagen. Die Testpflicht 

gilt nicht für immunisierte Schülerinnen und Schüler. 
War vor Auftreten der Infektion keine ausreichende 
Lüftung im Klassen-, Lern- oder Betreuungsraum oder 
kein durchgängiges korrektes Tragen eines Mund-
Nasen-Schutzes sichergestellt, kann die zuständige 
Behörde abweichend von Satz 1 eine Absonderungs-
pflicht nach § 4 Absatz 2 Satz 1 anordnen.

	 (2) Bei Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus 
in Grundschulen, in Grundschulförderklassen, in der 
Grundstufe der sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren, in Schulkindergärten, Kindertages-
einrichtungen und der Einrichtungen der Kindertages-
pflege sowie Betreuungseinrichtungen besteht für die 
betreuten Kinder sowie für Kinder unter 8 Jahre inner-
halb der Klasse, Lern- oder Betreuungsgruppe, in der 
die Infektion aufgetreten ist, abweichend von § 4 Ab-
satz 2 Satz 1 eine einmalige Testpflicht mittels 
Schnelltest oder PCR-Test vor dem Wiederbetreten 
der Einrichtung. Die Testpflicht gilt nicht für immuni-
sierte Kinder. 

	 (3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht

1.	 wenn beim Primärfall eine besorgniserregende Vi-
rusvariante des Coronavirus festgestellt wurde, 
oder 

2.	 im Rahmen eines durch die zuständige Behörde 
festgestellten, relevanten Ausbruchsgeschehens. 

	 (4) Die Leitungen der in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Einrichtungen sind bei Vorliegen der positiven 
Testung einer Person verpflichtet, die Sorgeberechtig-
ten der Schülerinnen und Schüler oder Kinder aus der 
Klasse, Lern- oder Betreuungsgruppe, in der die In-
fektion aufgetreten ist, anonymisiert hierüber zu infor-
mieren.«.

7.	Der bisherige § 6 wird zu § 8 und in Nummer 4 wird 
die Angabe »§ 4 a« durch die Angabe »§ 6« ersetzt.

8.	Der bisherige § 7 wird zu § 9.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 27. August 2021�

� Prof. (apl) Dr. Lahl
Sozialministerium

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 27. August 2021 
durch öffentliche Bekanntmachung des Sozialministe
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs-
gesetzes und trat damit gemäß Artikel 2 der Verordnung 
am 28. August 2021 in Kraft.
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